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Anlage 25

(Drucksachen Nr. t0>1

Bericht und Antrag
des Provinzialausschnsfes

betreffend

die Nberiiahuic weiterer VorsichcriNlgszlueigo.

Nach 8 lii^ des ueue» Gesetzes über die öffentliche» Fencrversicherungsanstaltenvom
25. Juli 1910 ist der Herr Minister des Innern befugt, eiuer öffentlichenFcnervcrsichernngs-
Mistalt neben der eigentlichenFenerversichernng nnch den Betrieb anderer Zweige der Schaden-
Versicherung zu gestatten. Dein Betriebe derartiger Nebenzweige der Versicherungsind besondere
"eschäftsbedingungeuzn Grunde zu legen, welche der Gcnchinignngder Königlichen Staatsregierung
bedürfen,nachdem sie der Beschlnßfafsnngdes „Verwaltnngsrates" (5 1? Nr. <! Ges.) unterzogen
worden sind.

Es hat sich das Bedürfnis herausgestellt, den vielfach au die Anstalt herangetreteneu
"Mischen ihrer Versicherungsnehmerauf Abschlußvon Versicherungen gegen Mietverlust, gegen
6'ml>nlchsdiel,flnl)lnnd Veraubunss. gegen Wasferleitnugsschäden svwie auf Abschluß von Glas-
uersjcherunstseitens der Anstalt entsprechen zu tonnen, da manche Versichcrnngsuehmer es vor
^ehe», ihr Versicherungsbedürfnis»nr bei einer Anstalt zu befriedige».

Die Anstalt beabsichtigt vor derHmid nicht, die genannte» Nebe»zweige i» intensiver Weise als
Selbstzweckzu betreiben, sondern stellt ihre» Antrag wesentlich nur, wie gesagt, um etwaigen an sie heran-
tretenden Wünschen gelegentlich der Aufnahme zu tonne».

Diese Freiheit der Entschließung hält sie andererseits aber auch für eine Notwendigkeit
"" Interesse der gedeihlichenFortcntwicklnng ihres Hauptgeschäftes,da fast alle größeren Feuer-
"ersicherlingsunternchmungen»euerdmgs dc» gleichen Schritt getan haben nnd das Fehlen der
"ebenzwcigevon dem Pnbliknm als Nttckständigkeit aufgefaßt zn werden pflegt.

In den Organismus der Anstalt lassen sich die neuen Betriebsarten ohne jede Schwierig¬
st einfüge,,.



36tt 51. RheinischerProviuziallaudtag. Nr. 25.

In welcherForm die Ausübung der einzelnen Versicherungszweigegedacht ist, ergeben
die beigefügtenallgemeinen Versichernngsbediugungen:

ir) für Mictuerlust-Versichernng,

d> für Versicherunggegen Wubruchsdiebstahlund Veranbnug,

c> für Versicherunggegen Wasserleitungsschäden,

6) für Glasuersicherung.

Der PruUiuzialausschus;beehrt sich hierimchzu beautrageu:

Der Prouinziallandtag wolle beschließen:

„Vorbehaltlichder erforderlichen Zustimmung der Künigl. Swatsregierung zu genehmigen,
das; die der Nhriuproviuz neben der eigentlichenFeuer¬
versicherung künftig anch den Betrieb der Versicherunggegeu Mietuerlust, gegen Einbrnchsdieb
stahl und Veraubnng, gegeu Wasserlcituugsschädenund der Glasversicheruug anfnimnit."

Düsseldorf, den 3. Februar 1911.

Ver provin?ialauss«chus?.

O Graf Krissel von Gyinnich. Dr. von Uenvers,

Nl'isitzmder. Landeshauptmann
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Allgemeine Verjicherungsoedingungen
l!>

die Versicherung gegen Mietverlust.

51,>

Umfang der Haftung.

1. Die Anstalt Haftel nach Maßgabe der nachfolgenden Aestinnnuugeu für den Verlast
an Mietbetmgcu l,nd Mietwerten, der dadurchentsteht, daß die im Versicherungsschein bezeichneten
Gebäude durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Wasserleitungsschäden,Sturm, Einwirkungen von
Kannlisatiunsarbeiten, die auf eigenem Grundstück ausgeführt werden, und Ticfbnnten, die auf
benachbartem Grund nnd Boden misgefichrtmerden, ganz oder teilweisezerstört oder beschädigt werden.

Für die in Absah I bezeichneten Schäden, die infolge Explosion entstehen, haftet die
'lnftalt jedoch nur dauu, weuu die Zerstörung oder Beschädigungder Gebäude durch Explosion
Uun Leuchtgas aller Art, von Beleuchtungskörpern, nun Hanshallungs-Hcizeinrichtnngen, von
Dampfkesseln(Dampferzeugern)und von Explosionsmotorenentsteht. Die Haftimg für die Folgen
anderer Explosionen bedarf ohne Rücksicht ans ihre Entstehnngsart besondererVereinbarung,

Die Anstalt haftet nicht, wenn der Schaden durch Erdbeben oder vulkanischen Ansbruch
«der durch Maßregeln verursacht wird, die im Kriege oder bei Aufruhr von einem militärischen
^'fchlshaber angeordnet werden. Bei alle» Schäden, die während eines Erdbebens oder unmittel¬
bar darauf entstehen,wird angenommen,das, sie durch das Erdbeben veranlaßt sind, es sei denn,
uns, der Bersichcrnngsnchmer nachweist,daß sie auch ohne das Erdbeben entstanden wären,

2, Die Anstalt erseht, wenn die Voranssehnngen der Ziffer l für ihre Haftung vorliege»,
">e Mictbeträge für die vermieteteu Wohnungen und Räumlichkeit«!,insoweit die Mieter infolge
^r Zerstörung oder Beschädigung der vermieteten Raume uou der Entrichtung des Mietzinses
"äst gesetzlicherBestimmungen ganz oder teilweisebefreit werden, nnd zwar:

a> wenn der Mietzins nach Bierteljahren oder längeren Zeitabschnitten bemessen war.
für die Zeit von, Eintritt des Schadenfalles bis znm Schluß des Kalender-Viertel- oder Halb¬
eres, in welchemdie Wiederherstellung erfolgt ist,

d) wenn der Mietzins nach Monaten oder Wochen bemessenwar. für die Zeit vom
antritt des Schadenfalls bis zum Schluß des Monats, in welchem die Wiederherstellungerfolgt ist.
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c> Dir Anstalt hat jedoch für jeden Schadcnfall höchstens den Mietbetrag für die Dalier
eines Jahres seit dein Eintritt des Schadens zn ersetzen,

Erinäßigt sich der Mietvcrlnst dadurch, das; die Ränme vor Ablauf der angegebenen
Zeiten wieder vermietet werden, dnrch Zugeständnisse des Mieters oder durch andere Umstände,
so vermindert sich die Entschädigung entsprechend.

Für Vergütungen, welche der Versichernngsuehmer freiwillig den Mietern für den Ver¬
zicht auf vermietete Räume oder für die mit der Wiederinstandsetzung verbundenen Belästigungen
uder aus ähnlichen Gründen bewilligt, haftet die Anstalt nnr, wenn sie vor der Bewillignng ihr
Einverständnis erklärt hat.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, für die schleunige Wiederherstellung der uum
Schaden betwffcncn Gebäude und Räume zu sorgen, Findet die Wiederherstellung nicht mit
tnnlichster Veschlennignng statt, so ersetzt die Anstalt nnr den Mietverlust für die Zeit vvu einen'
Monat nach dem Eintritt des Schadenfalls.

3. Die Anstalt ersetzt, wenn die Voraussetzungen der Ziffer l für ihre Haftung vor¬
liegen, den Mietwert Der Gebäude uder Räume, welche der Versicherungsnehmer in eigenen! Gebrauch
hat oder ohne Entgelt an andere Personen zur Benutzung überlassen hat, bis zur Höhe des
Betrages, der als Mictwert vereinbart ist. Im übrigen finden hinsichtlich des Umfangs der
Haftung der Anstalt die Bestimmungen unter Ziffer 2 entsprechende Anwendung

Versicherungssumme,

Die Versicherungssumme soll den Mietbeträgcn, die aus den im Versicherungsschein
bezeichneten Gebäuden erzielt werden, bezw, dem Mietwcrt der eigenen Wohnuug oder der ohne
Entgelt an andere Personen überlassenen Räume entsprechen.

Ist die Versichernngssnmme höher als der Verlust an Mietzinsen uder an Mietwert, so
hat die Anstalt nnr den tatsächlich eingetretenen Verlnst an Mietzinsen oder an Mietwcrt zu ersetzen.

Ist die Versichernngssnmme niedriger als der Verlnst an Mietzinsen oder an Mietwert,
so haftet die Anstalt nnr nach dem Verhältnis der Versichernngssnmme zum Verlnst an Miet¬
zinsen uder an Mictwert.

5 3.

Nnzeigep flicht des Versicherungsnehmers bei Abschluß des Vertrages.

Der Versicherungsnehmer hat bei der Schließung des Vertrages alle ihm bekannten
Umstände, die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, der Anstalt anzuzeigen. Hat er diese
Pflicht schnldhafterwcise verletzt, su kann die Anstalt unter den im Versicherungsvertragsgesetz
bestimmten Vuranssetzungeu von: Vertrage zurücktreten und die Entschädiguug ganz oder teilweise
versagen.

5 4.

Versichernngs schein. Anfang nnd Daner der Versicherung.

1. Der Inhalt des Versicherungsscheins gilt als genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer
nicht binnen einem Monat nach Empfang bei der Anstaltsleitung schriftlich Widerspruch erhebt.
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Der Widerspruchkann nur darauf gestützt werden, daß der Versicherungsscheindem Antrage oder
den Vereinbarungen nicht entspricht.

2. Die Versicherung beginnt, wenn nichts anderes vereinbart ist, mit dem Ablauf des
^ages, au welchem die Anuahmccrtlärung der Anstalt au den Antragsteller abgesandt ist. Wird
der Autrag nicht innerhalb eines Monats seit seinem Eingange beanstandet oder abgelehnt, so
ss'lt er als genehmigt. Der Antragsteller ist an seinen Antrag einen Monat gebunden.

3. Als Versicherungspcriodcgilt das Geschäftsjahr der Anstalt.

4. Die Versicherungsverträge gelten ohne andere Vereiubaruug als auf die Dauer uon
10 Jahren abgeschlossen. Die ein^ oder mehrjährige Dauer wird vom Beginn des nächsten
Geschäftsjahres ab gerechnet.

5. Ist eine ein- oder mehrjährigeVersicherungdrei Monate vor ihrem Ablauf von keiner
Seite durch eingeschriebenen Brief gekündigt, so gilt sie um ein Jahr und weiter von Jahr zu
Jahr als stillschweigend verlängert.

5 5.

Beiträge des Versiche r nngsnehmers.

1. Der Beitrag und die Nebenkostensind für ueue Versicherungenbei dem Empfang des
Versicherungsscheins,für bestcheude bei Beginn des Geschäftsjahres fällig. Der Versicherungs¬
nehmer hat den fälligen Betrag auf feiue Kosten der ihm bekannt zu gebenden Zahlstelle zu übermitteln.

2. Die Anstalt ist von der Haftung frei, wenn der Vcrsichcruugsuehmerseit Empfang
der Zahlungsaufforderung zwei Wochen mit der Zahlung in Rückstand geblieben ist. In der
Zahlungsaufforderung ist auf diese Folge hinzuweisen.

Die Anstalt ist dann auch berechtigt,das Versicheruugsuerhältnis mit einmonatigerFrist
^l kündigen. Die Wirkungen der Kündigung treten nicht ein, wenn die Zahlung bis zum Ablaufe
d"' Frist erfolgt.

3. Kündigt der Versicherungsnehmervor Ablauf der Vcrtragözeit, so gebührt der Anstalt
der Beitrag bis zum Schluß des Geschäftsjahres; kündigt die Anstalt, fo erstattet sie den Beitrag
»ach Verhältnis der noch nicht abgelaufenen Vcrsicherungszeit.

Bei Erstattung uon Beiträgen, welche auf mehrere Jahre vorausbezahlt sind, kann die
'lustalt den Betrag cinbehalten, den sie bei Abschlußder Versicherungfür die abgelaufeneZeit
festgesetzthaben würde.

4. Angefangene Monate werden für voll gerechnet.

5. Ein Anspruch ans Erstattung irrtümlich gezahlterBeiträge kann nur für das laufende
und das vurausgcgaugene Geschäftsjahr erhoben werden.

8 6.

Erhöhung, der Feuer- und Wasserleitungsgefahr.

1. Nach dem Abschluß des Vertrages darf der Versicherungsnehmernicht ohne Einwilligung
°" Anstalt eine Erhöhung der Gefahr vornehmenoder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.



370 ,51, Rheinischer Provinziallandtag. Nr. 2b.

2. Der Versicheruugsnehmer hat jede Gefahrerhühuug, die durch eine mit oder ohne seinen
Willen erfolgte Änderung eintritt, nach erlangter Kenntnis der Anstalt nnvcrzüglich schriftlich
mitzuteilen.

3. Die Anzcigepflicht wegen Gcfahrerhöhnng besteht inuner, wenn die Prämie für die
Feuerversicherung oder die Versicherung gegen WasserleitnngSschäden ans anderen Gründen, als
wegen Crhohnng der Versichernngssnmme, erhöht wird.

4. Verletzt der Versicherungsnehmer die nach Abs. 1 bis 3 ihm obliegenden Pflichte»,
so kann die Anstalt unter den im Versicheruugsvertragsgesetz bestimmten Voraussetzungen das
Versicherungsverhältnis luudigeu und die Entschädigung ganz oder teilweise versagen.

8 ?.

S i ch e r h e i t s U o r s ch r i f l e n.

t. Der Versicherungsnehmer darf die gesetzlichen oder polizeilichen Sicherheitsvorschriften
und die znr Verminderung der Gefahr oder zur Verhüluug eiuer Gefahrerhöhnng vertraglich
übernommenen Verpflichtnugeu weder selbst verletzen, noch ihre Verletzung durch eiueu Dritten dulden.

2. Verletzt der Versicherunasuchmcr diese Pflichten, so taun die Anstalt das Ver<
sichernngsverhältuis binnen einem Monat nach erlangter Kenntnis der Verletznng mit eiumouatiger
Frist kündigen und eine Entschädigung ganz oder teilweise versagen, es sei denn, daß die Verletznng
weder auf Vorsatz uoch auf grober Fahrlässigkeit bericht oder den Eintritt nud Umfaug des
Schadens nicht beeinflnßt hat.

8 8.

Herabsetzung der V ersi ch e r i, u g s s u m m e.

Ergibt sich »uährend der Nersicherungszeit, das; die Mietbeträge nnd die Mietioerte, aus
denen sich die Versichernngssnmme znfaunnensetzt, dauernd geringer sind, als sie zur Versicherung
angemeldet wnrden, so kann sowohl der Versicherungsnehmer, als auch die Anstalt verlangen, daß
die Vcrsichernngssumme entsprechend herabgefetzt wird.

§ 9.

Mehrfache Versicherung. D u ppe I versicher n n g.

1. Ist der Versicherungsnehmer außer bei der Anstalt uoch anderweitig gegen den Ver¬
lust an Mietbeträgcn oder Mietwcrten versichert, so hat er der Anstalt von der andern Versicherung
unverzüglich schriftlich unter Vcncnuung des andern Versicherers Mitteilung zn machen uud ihre
Genehmigung einzuholen.

2. Wird die Gcnehmignng nicht eingeholt oder versagt, so ist die Anstalt bis znr Ans-
hebnng der andern Versicherung von der Haftung frei.

3. Hat die Anstalt die anderwcite Versicherung genehmig!, so haftet sie für den Betrag
des Schadens nur anteilig nach Vechältnis der mit ihr vereinbarten Versichernngssnmme zum
Gesamtbeträge der Versicherungssummen.
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8 10.

Veräußerung der im Versicherungsschein bezeichneten Gebände.

1. Werden die im Versicherungsscheinbezeichneten Gebäude veräußert, so tritt nn Stelle
des Veräußercrs der Erwerbcr in die »nährendder Daner seines Eigentums ans dem Verhältnisse
!>ch ergebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmersein. Die Anstalt hat in Ansehung
"«' durch das Versichernngsverhältnis gegen sie begründeten Forderungen die Veräußerung erst
dann gegen sich gelten zu lassen, wenn sie von ihr Kenntnis erlangt.

2. Die Veräußerung ist der Anstalt unverzüglichschriftlich anzuzeigen. Wird die Anzeige
weder von dem Veräußcrer noch von dem Erwerber erstattet, so taun die Anstalt unter den im
"ersichermigsvertragsgesetzbestimmten Voraussetzungendie Entschädigung ganz oder teilweise versagen.

3. Die Anstalt nnd der Erwerber haben das im Versichernngsvertragsgesetzbestimmte
Kündigungsrccht.

8 11-

Versicherung für fremde Rechnung.

1. Bei der Versicherungfür fremde Rechnungkann der Versicherungsnehmerüber die dem
versichertenaus dein Vertrage zustehenden Rechte in eigenem Namen verfügen. Der Versichernngs
nehmer ist, auch wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheinesist, ohne Znstimmnng des
versicherten zur Annahme der Entschädigung nnd zur Übertragung der Rechte des Versicherte»
befugt. Die Anstalt ist berechtigt, vor Zinszahlung der Entschädigung von dem Versicherungs¬
nehmer den Nachweis zu verlangen, daß der Versicherteseine Zustimmung zu der Versicherung
und zur Empfangnahme der Entschädigungerteilt lind leine anderweiteVersicherung genommen hat.

2. Der Versicherte kann über seine Rechte aus dein Versichernngsverhältnis nicht ver
lngen, seihst ,y^m„ ^. i„, ^^. ^ Versicherungsscheinesist; er kann die noch nicht gezahlte
Entschädigungnur mit Znstimmnng des Versichernngsnehmersverlangen.

3. Bei der Versicherungfür fremde Rechnung haftet die Anstalt nicht, soweit der Versicherte
anderweitig gegen dieselbe Gefahr den Verlust an Mietbcträgen und Mietwcrten versicherthat.

8 12.

Obliegenheiten de s V ersi ch e r u u g s n c hmers bei u n d n a ch d e m Schadenfall.

1. Der Versicherungsnehmerhat, sobald er von dem Eintritt des Schadenfalls Kenntnis
erlangt, der Anstalt oder ihrem Vertreter unverzüglichdavon Anzeige zu mache». Der Pflicht
Hl" Anzeige wird genügt, wenn sie binnen 3 Tagen nach Eintritt des Schadens erstattet wird.

2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,nach Möglichkeit für die Abwendung und
-Nindenmg des Schadens zn sorgen, insbesondere den Wiederaufbau oder die Wiederherstellung
"" zerstörten oder beschädigten Gebäude oder Raume so schnell als möglichzu bewirken.

3. Der Versicherungsnehmerhat der Anstalt jede Ausknnft. die zur Feststellungdes Schadens
und des Umfangs ihrer Ersatzsiflicht erforderlichist, zn erteilen nnd ihrem Vertreter alle Belege
l"r de» vorhandenen Schaden, die Mietverträge, Mietbüchcr, sowie sonstige znr Aufklärung
Eignete Schriftstückeznr Einsicht vorzulegen.
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8 13,

Folgen der Verletzung der Obliegenheit des P er si ch eru u gs ue l, m ers bei
oder nach dem Schadenfall,

1. Die Anstalt ist von der Verpflichtung znr Leistung frei, wenn der Versicherung^
nehmer oder der Versicherte den Schadenfall vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbei¬
geführt hat oder wenn sie sich bei Ermittelnng des Schadens einer arglistigen Täuschung schuldig
machen oder wenn der Schaden mit ihrem Wissen und Willen durch Dritte herbeigeführt ist,

2, Hat der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit, die bei oder nach Eintritt des Schaden-
falls zu erfüllen ist. verletzt, so taun die Anstalt die Entschädigung ganz oder teilweise versagen,
es sei denn, daß die Verletzung weder auf Vorsatz noch ans gruber Fahrlässigkeit beruht.

8 14,

Feststellung der Entschädigung,

1. Die Entschädigung ist, wenn die Parteien sich darüber nicht otzne weiteres einige»,
durch Sachverständige festzusetzen. Die Feststellung ist für beide Teile verbindlich, es sei denn,
dah sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweicht,

2. Für das Sachverständigenverfahren gelten, wenn nichts anderes vereinbart ist,
folgende Grundsätze:

Der Versichcrnngsnehmer und die Anstalt benennen je eine» Sachverständigen. Hat eine
Partei der andern Partei die Ernennung eines Sachverständigen mit der Aufforderung, mich ih«r-
feits einen Sachverständigen zu erueuueu, angezeigt, so hat die andere Partei ihr die Ernennung
ihres Sachverständigen binnen 14 Tagen nach Empfang der Aufforderung schriftlich mitzuteilen,
widrigenfalls für sie ans Antrag ein Sachverständiger von dem für den Schadensurt zuständigen
Amtsgericht zn ernennen ist.

Beide Sachverständige,, ernenne,, vor Beginn des Feststellnngsverfahrens gemeinsam
einen dritten Sachverständigen als Obmann, der für den Fall, daß jene sich wegen der festzu¬
stellenden Schadensumme nicht einigen, nach beendigter Abschätzung innerhalb der Grenzen der
Feststellung der beiden Sachverständigen die streitig gebliebenen Punkte entscheidet.

Wenn die Sachverständigen sich über die Wahl des Obmannes nicht einigen, so wird
der Obmann, auf Autrag eiuer der Parteien, von dem für den Schndensort zuständigen Amts
gericht ernannt.

Jeder Teil trägt die Kosten der von ihm oder für itzn ernannten Sachverständigen, die
Kosten des Obmanns tragen beide Parteien znr Hälfte.

5 15,

Zahlung der Entfchädigun g.

1, Die Entschädigung ist mit dem Ablauf eines Monats nach vollständiger Feststellung
des Schadens fällig. Solange die Auszahlung der Entschädigung durch Lcgitimatiunsmängel oder
durch sonstige gesetzliche Gründe gehindert wird, ist die Anstalt zur Hinterlegung oder zur Zahlung
oder zur Vertretung der Folgen des Zahlungsanfschubs nicht verpflichtet.
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2, Hat der Versichernngsuchmer die im Versicherungsschein bezeichneten Gebäude gegen
Brand- oder Wasscrleitnngsschäden versichert, so kann er den Anspruch ans der Mietverlust
Versicherung gegen die Anstalt erst geltend machen, nachdem der Versicherer gegen Brand- oder
Wasscrlcitungsschädcn seine Zahlungsverpflichtung dein Grunde nach anerkannt hat oder nachdem
seine rechtskräftige Verurteilung erfolgt ist,

3, Die Anstalt ist verpflichtet, vor der endgültigen Feststelln»«, der Entschädigung, un¬
beschadet der Bestimmungen des Absatz 1 dem Versicherungsnehmer auf Verlangen denjenigen
Betrag auszuzahlen, deu sie nach Lage der Sache mindestens zn zahlen hat.

4, Die Anstalt hat vom Beginn ihres Zahlungsverzugs an die Entschädigung mit 4 vom
Hundert für das Jahr zu verzinsen,

5 16.

Rechtsv erhaltn is nach dem Schadensfall,

1. Nach Eintritt des Schadensfalls bleibt die Versicherung unverändert bestehen, bis
der Versicherungsnehmer oder die Anstalt eine Änderung in der Versicherung herbeiführt. So¬
bald die zerstörten oder beschädigten Räume Mieder hergestellt uud wieder vermietet sind, haftet
die Anstalt Mieder in dem früheren Umfang. Der Vcrfichernngsnchmcr hat die Beiträge bis zum
Ablauf des Versicheruugsjahres unvermindert weiter zn entrichten; vom Ablauf des Versicherungs»
inhres bis zur Wicdervermietnng hat er einen Anspruch auf Erlaß oder Ermäßigung der Beiträge,

2. Nach jeder Eutschädigungsleistung und nach jeder Ablehnung eines Entschädigungs¬
anspruchs steht der Anstalt und dem Versicherungsnehmer das Recht zu, die Versicherung mit
Frist von zwei Wochen zu kündigen.

3 1?.

Verlust des Anspruchs des Versicherungsnehmers wegen
Nichtgeltendmachung.

Die Anstalt wird vvu der Verpflichtung zur Leistung frei, weil» der Versicherungsnehmer
>cine» Anspruch uicht innerhalb einer Frist von sechs Monaten gerichtlich geltend gemacht hat,
Der Lauf der Frist beginnt vom dem Tage, an welchem die Anstalt dem Versicherungsnehmer
gegenüber den Ansprnch nnter Angabe der mit dem Ablanf der Frist verbundeneu Rechtsfolgen
schriftlich abgelehnt hat,

8 18.

S ch l u ß b e st i m m u n g.

Soweit nicht in der Anstaltssatzuug, in den vorliegenden allgcmciuen Versicherungs-
l'edingnngen, in Sonderbedingungen oder durch besondere Vereinbarung Abweichendes bestimmt
lst< gelten für das Versicherungsverhältnis die Bestimmungen des Vcrsichcrnngsvertmgsgesetzes.
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Allgemeine Uerstcherungsbedingungen
für die

Versicherunggegen GintnuchdiMchl.

81,

1. Dir Anstalt ersetzt

^) den Wert der versicherten Sachen, welche ans dem Versichernngsmum <ß 3)
mittels Einbrnchs, Einsteigend, oder Erbrechens von Behältnissen gestohlen werden;

d) den Schaden, der air den versicherten Sachen entsteht, wenn und soweit sie beim
Begehen eines solchen Diebstahls zerstört oder beschädigt werden.

Einen weiteren Schaden, insbesondere einen weiteren mittelbaren Schaden, sowie den
burch Eintritt des Schadenfalls <Bersichernngsfalls) entgehenden Gewinn umfaßt die Verficht
nmg nur, soweit dies besonders vereinbart ist.

2. Die Anstalt haftet in gleichein Umfange, wenn zur Eröffnung des Versichcrungs-
mnmes oder der Zugänge desselben, oder zur Eröffnung der im Innern befindlichen Türen oder
Behältnisse falsche Schlüssel oder andere zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht bestimmteWerk«
Mge angewendet werden, oder wenn der Diebstahl znr Nachtzeit in dem Bersichcrnngsraum,
'" welchen sich der Täter in diebischer Absicht eingcschlichcnoder in welchemer sich in gleicher
Absicht verborgen hatte, begangen wird.

3. Für Schäden der vorerwähnten Art haftet die Anstalt nicht,

a) wenn dieselben sich ereignen bei einem Brande, Blitzschlag oder einer Explosion,
wovon dir versicherten Sachen vder der Bersichcrnngsmnm betroffen werden;

d> im Falle eines Kriegsznstandes, Aufruhrs, oder Erdbebens, es sei denn, daß weder
""se Zustände oder Ereignisse noch die dadurch hervorgerufenen Zustände oder Folgen, insbe¬
sondere die verursachteZerstörung oder die eingetretene Beeinträchtigung der Ordnung, die Ent¬
stehung oder Ausführung diebischer Absichtenmittelbar oder unmittelbar irgeud wie zu begünstigen
"der zn beeinflussengeeignet waren.

4. Im Falle 1 d haftet die Anstalt nicht für Schäden, die an den Spiegelglasscheibcn
Mies Geschäftslukalsoder durch Brandstiftung oder durch Anwendung von Sprengstoffen entstehen.
'-" letzterem Falle haftet die Anstalt jedoch für Zerstörungen oder Beschädigungenvon feuerfesten
5u«n, feuerfestenBehältnisse,! und des Inhalts der letzteren.
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8 2.

1. Bares Geld, Wertpapiere, Urkunde!!, uugemünztcEdelmetalle, ungefaßteEdelsteine, I»!
gefaßte echte Perlen, Münzen und Briefmarkensammlungengelten nnr als versichert, solange sie
sich in «erschlossenen Behältnissen befinden, deren Beschaffenheit eine erhöhte Sicherheit, insbe
sondere auch gegen die Wegnahme der Behältnisse selbst, gemährt. Ist die Aufbewahrung
der Sachen in bestimmten Behältnissen ausbcdungcn, so besteht die Versicherung nnr für die
Dauer der Aufbewahrung unter dem uerciubarten Verschluß. Vorstehendesgilt für Schmncksachcn,
Gold- und Silbersachen,sofern sie sich nicht im Gebrauch befinden, anßer Menn die Versicherung
ein Geschäft von Sachen dieser Art betrifft. Über Sammlungen im Werte von mehr als
500 Mark, Wertpapiere und Urkunden sind Verzeichnisse zu führen, die laufend gehalten nnd
an einem besonderen Ort nntcr Verschluß aufbewahrt werden müssen.

2. Für Sachen, die nach vorstehendem oder zufolge besonderer Vereinbarung unter
besonderem Verschluß aufbewahrt werden müssen,haftet die Anstalt nur, wenn die Sachen aus dem
«erschlossenenBehältnis nnd zwar dadurch gestohlen werden, daß dieses erbrochen oder mittels
falscher Schlüssel oder anderer zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht bestimmter Werkzeuge
eröffnet wird.

8 3.

1, Die Versicherung gilt nur für das im VersicherungsscheinbezeichneteGebäude oder
den darin bezeichneten Teil eines Gebäudes (Vcrsicherungsraum), Innerhalb des Versicherung^
raumes können die Sachen ihren Stand- oder Aufbewahrungsort wechseln. Auf andere Nänm
lichkeitcn kann der Geltungsbereich der Versicherung nur durch besondere Vereinbarung
erstreckt werden.

2. Bei einem Wohuuugswechscltritt hinsichtlich des Hausmobilars die nenc im Anstalts
gebiet gelegene Wohnung als Versicherungsramn an die Stelle der früheren Wohnung. Der Ver^
sicherungsnchmcrist aber verpflichtet,der Anstalt unverzüglichund spätestens binnen 6 Wochen,
nachdem die Sache überführt ist, schriftlich Anzeige zu machen.

Wird die Anzeige nicht rechtzeitig erstattet, so ist die Anstalt von der Haftung frei,
bis sie durch den Versicherungsnehmeroder anderweitig von dem Umzüge Kenntnis erhält.

Will die Anstalt die Versicherungnur unter veränderten Bedingungen fortsetzen, so kann
der Versicherungsnehmer binnen einem Monat nach Empfang der Mitteilung mit einmonatiger
Frist kündigen,

1. Die Versicherung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Die Anstalt haftet nur
für den Versicherungswert der Sachen zur Zeit des Eintritts des Schadenfalls bis zur Höhe
der Versicherungssumme.

Ist die Versicherungssummehöher als der Versicherungswert zur Zeit des Eintritts des
Schadenfalls (Überversicherung),so hat die Anstalt den, Versicherungsnehmernicht mehr als den
Betrag des.Schadens zu ersetzen, Ist die Vcrsicherungssnmmcniedriger als der Versichernngswerl
Mnterversicherung),so haftet die Anstalt uur nach dem Verhältnis der Versicherungssumme
zum VersiclMungswert,



Anlassen zu den Sitznngsprotokollen. Nr, 25. 377

Die Versicherung an sich begründet keinen Beweis für das Vorhandensein und den
Wert der versicherten Sachen zur Zeit des Schadenfalls.

2. Sind die Sachen i» den, Versicherungsschein lL <>) gattuugsweisc aufgeführt, so
bilden die für die einzelnen Gattungen festgesetzten Versicheruugssummeu die Grenze für die
^rsatzpflicht der Anstalt, soweit nicht ei» ^'lnsgleich zwischen einzelne» Gattungen vereinbart ist.

3. Ist als Versicherungssumme ein Bruchteil der Gcsamtwertsumme der zu eiuer Gnttuug
ttchöreudeu Sachen genommen, uud übersteigt der Gesamtwert der zu der Gattung gehörenden
Sache» zur Zeit des Eintritts des Schadcufalls die Gesamtwertsumme dieser Sachen, welche der
Vruchteilvcrsicherung zu Grunde gelegt ist, so haftet die Anstalt uur nach dem Verhältnis jeues
Gesamtwertes zn dieser Gcsamtwertsnmme.

4. Bei einer Versicherung auf „Erstes Risiko" mird der auf eine Gattung e»tfalle»de
Schade» bis zur Höhe der für die Gattung auf „Erstes Risiko" genommenen Versicheruugs
summe ersetzt, ohne Rücksicht darauf, welchen Wert die zur Gattung gehörigen Sachen znr Zeit
des Eintritts des Schadenfalls haben, es sei denn, daß ein anderer Versicherer an der Versiehe
rung verhältnismäßig beteiligt ist, in welchem Falle die Anstalt »ach diese,» Verhältnis in der
Grenze der Versichcr»ngss»mme haftet.

b. Bei Haushaltu»gs" uud soustigcn Gebranchsgegenständen, bei Arbeitsgerätschafte»
und Maschinen gilt als Versicherimgswcrt der Betrag, der erforderlich ist, lim Sachen gleicher
Art anzuschaffen, nnter billiger Berücksichtignng des ans dem Unterschiede zwischen alt uud ueu
!>ch ergebende» Minderwertcs.

6. Bei Gegenständen, die einen besondere» wisseiischaftlichcn, Knnst. oder Licbhaberwert
habe», gilt als Versicherimgswert der gemeine Wert, wenn nicht anderes vereinbart ist.

8 5.

1. Der Vcrsicherimgsnehmer hat der Anstalt bei Abschluß des Vertrages alle ihm bc
kmmtcu Umstände, die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, a»f Verlange» schriftlich
"uzuzeigm.

2. Ist die Anzeige ei»es erhebliche» Umsta»des »»terbliebe» oder unrichtig erstattet,
>" hat die Anstalt das Recht, die Vertragsbedi»g»ngcn abznändcrn oder vom Vertrage zurück
zutreten.

Will der Versicherungsnehmer unter den abgeänderten Bedingungen den Vertrag nicht
fortsetzen, so tan» er die Versicherung binnen einen, Monat nach Empfang der Mitteilung
""t einmonatiger Frist kündigen.

3. Im übrigen gelten die Vorschriften der 85 Itt bis 2l des Reichsgesetzcs über den
Versicherungsvertrag.

I. Der Inhalt des Versichernngsscheins gilt als ge»ehmigt, wem, der Versicherrmgs-
"chmer nicht binnen einem Monat nach Empfang bei der Austaltslcitung schriftlich Widerspruch
"hebt. Der Widerspruch kann nur darauf gestützt iverdcu, daß der Versicher»»gsschein dem
antrage oder den Vereinbarungen nicht entspricht.
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2. Ohne andere Vereinbarung beginnt jede Versicherung mit dein Ablauf desjenigen
Tages, an dein die Annahmeerklärung der Anstalt an den Antragsteller abgesandt ist. Wird
der Antrag nicht innerhalb eines Monats seit seinem Eingang beanstandet »der abgelehnt, so gilt
er als genehmigt.

,'j. Als Versicheruugsperiodc gilt das Geschäftsjahr der Anstalt.

4. Die Versicherungsverträge gelten ohne andere Vereinbarung auf die Dauer von
5 Jahren abgeschlossen. Die ein oder mchrjährige Dauer wird nun Beginn des nächsten
Geschäftsjahres ab gerechnet.

5>. Ist eine ein oder mehrjährige Versicherung ,^ Munate vor ihrem Ablauf von keiner
Seite durch eiugcschriebeueu Brief gekündigt, so gilt sie um ein Jahr und meiter von Jahr zu
Jahr als stillschweigend verlängert.

t. Der Veitrag und die Nebenkosten sind für neue Versicherungen bei dem Empfang
des Versicherungsscheins, für besteheude bei Veginn eines Versicheruugsjahrcs fällig. Der Ver^
sicheruugsuehmer hat den fälligen Betrag auf seine Gefahr und Kosten der ihm bekannt z»
gebenden Zahlstelle zu übermitteln.

2. Werdeil die Beiträge nnd Nebenkosten nicht rechtzeitig gezahlt, so ist die Anstalt von
der Haftung frei, wenn der Versicherungsnehmer seit Empfang der Zahlungsaufforderung zwei
Woche» mit der Zahlung in Nüctstand geblieben ist. In der Zahlungsaufforderung ist auf
diese Folge hinzuweisen.

Die Anstalt ist dann auch berechtigt, das Versicherungsverhältuis mit einmonatiger Frist
zn kündigen. Die Wirknugen der Kündigung trete» nicht ein, wenn die Zahlung bis zum
Ablauf der Frist erfolgt.

3. Kündigt der Versicherungsnehmer vor Ablauf der Vertragszeit, so gebührt der
Anstalt der Beitrag bis zum Schluß des Versicherungsjahres i kündigt die Anstalt, so erstattet
sie den Beitrag nach Verhältnis der noch nicht abgelaufenen Versichernngszeit.

Bei Erstattung von Beiträgen, welche auf mehrere Jahre vorausbezahlt sind, kann die
Anstalt den Betrag einbehalten, den sie bei Abschluß der Versicherung für die abgelaufene Zeit
festgesetzt haben würde.

4. Angefangene Monate werden in allen Fällen für voll gerechnet.

5. Ein Anspruch auf Erstattung irrtümlich gezahlter Beiträge kaun nur für das laufeudc
und das vorausgegangene Versicherungsjahr erhoben werden.

8 «.

t. Nach dem Abschlüsse des Vertrages darf der Versicherungsnehmer nicht ohne Ein¬
willigung der Anstal! eine Erhöhung der Gefahr vornehmen oder deren Voruahme durch eiueu
Dritten gestatten.
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2. Der Versichcruugsnchmcr bat jede Gefahrerhöhnng, die durch eine mit oder ohne
seinen Willen erfolgte Änderung eintritt, nach erlangter Kenntnis der Anstalt unverzüglich
schriftlich anzuzeigen.

3. Als Gcfahrerhöhung gelten insbesondere die Beseitigung oder Verminderung von
Sichcrnngcn, die im Antrage oder im Versicherungsschein angegeben sind, ferner für das häus¬
liche Mobiliar, sofer» nicht die Bcaufsichtiguug durch eine erwachsene Person erfolgt, die sich
zum mindesten während der Nacht in dem Vcrsichcrungsraumc aufhält, das Unbewohutscin oder
mangelnde Beaufsichtigung des Versicheruugsraumcs während eines Zeitraumes von mehr als
60 Tagen.

4. Im Falle der Verletzung der Vorschriften in Ziffer l bis 3 gelten die Bestimmungen
der tH 24 bis 29 des Reichsgesetzcs über den Versicherungsvertrag.

5. Vom Tage der Gefnhrerhöhuug ab hat der Versichcrnngsnchmcr die erhöhten
Beiträge nachzuzahlen.

6. Im Falle der Eröffnung des Koukurses über das Vermögen des Versichcruugs
nehmers ist dieser verpflichtet, der Anstalt hiervon uuvcrzüglicb. schriftlich Anzeige zu machen, und
die Anstalt befugt, das Versichcrungsverhältnis mit einmonatiger Frist zn kündigen.

§ 9.

l Der Versicherungsnehmer darf die gesetzlichen oder polizeilichen Sicherheitsvorschriften
und die znr Verminderung der Gefahr oder zur Verhütung einer Gcfahrerhöhung vertraglich
übernommenen Verpflichtungen weder selbst verletzen, noch ihre Verletzung durch einen Dritten dulden.

2. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten, so kaun die Anstalt die Vertrags-
bedinguugcu abändern. Will der Versicherungsnehmer unter den abgeänderten Bedingungen den
Vertrag nicht fortsetzen, so kann er die Versicherung binnen einem Mouat nach Empfang der Mittri
lung mit einmonatiger Frist kündigen.

3. Die Anstalt kann auch binnen einem Monat „ach Kenntnis der Verletzung mit ein
munatigcr Frist kündigen. Sie kann ferner eine Entschädigung ganz oder teilweise versagen, es
sei denn, daß die Verletzung weder ans Vorsatz noch ans grobcr Fatzrlässigkeit bcruhl oder deu Eiw
tntt nnd Umfang des Schadens nicht beeinflußt hat,

8 10.

1. Übersteigt die Versicherungssumme deu Wert der versicherten Sachen erheblich,
s° kann zur Beseitigung der Überversicherung die Versichernngssummc herabgesetzt werden.

Ist der Versicherungsnehmer mit der Herabsetzung nicht einverstanden, so kann er die
Versicherung binnen einem Monat nach Empfang der Mitteilung ohne Frist kündigen.

2. Die Anstalt ist berechtigt, die versicherten Sachen durch einen Vertreter besichtigen
zu lassen.

8 11.

l. Wer für die versicherte Sache gegen dieselbe Gefahr ganz oder teilweise audcrwcitig
Versicherung nimmt oder wer audcrwcitig versicherte Sachen bei der Anstalt versichert, hat der
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Anstalt von der anderen Versicherung unverzüglichschriftlichnnter Benennung des anderen Ver¬
sicherers und der VersicherungssummeMitteilung zu niachen uud ihre Genehmigung einzuholen,

2. Wird die Genctzinignng nicht eingeholt oder versagt, so ist die Anstalt bis zur Auf
Hebung der anderen Persicherung von der Haftung frei,

3. Ist mil «Genehmigungder Anstalt eine bei ihr versicherteSache ganz oder teilweise
auch anderweitig versichert nnd übersteigen die Versicherungssummenzusammen den Versiche¬
rungswert (Doppclversicherung),so lmftet die Anstalt nur anteilig nach dem Verl,ält»is der mit
ihr vereinbarten Versicheruugssiunmezum Gesamtbeträge der Versicherungssummen,

4. Hat der Versicherungsnehmer einen Teil des Schadens selbst zn tragen <uereinbarte
Selbstucrsicherung),so darf er für diesen Teil nicht anderweit Versicherung nehmen. Wird dieser
Bestimmung zuwider gehandelt, so wird die Eutschädignng derart ermäßigt, daß der Versiche¬
rungsnehmer den nusbednngenen Teil des Schadens selbst tragt,

5 12,

1, Wird die versicherte Sache vvn dem Versicherungsnehmer veräußert, so tritt an
Stelle des VcräußererS der Erwerbrr in die während der Dauer seines Eigentums aus dem
Versicherungsverhältnis sich ergebendenRechte und Pflichten ein. Die Anstalt hat in Ansehung
der durch das Versicherungsverhältnis gegen sie begründete» Forderungen die Veräußerung erst
dann gegen sich gelten zn lassen, wenn sie von ihr Kenntnis erlangt,

2, Die Veräußerung ist der Anstalt unverzüglichschriftlich anzuzeigen. Wird die Anzeige
weder von dem Veräußerer »och von dein Erwerber erstattet, sv taun die Anstalt die Entschädigungunter
den im Gesetz bestimmtenVoraussetzungen ganz oder teilweiseversagen. Bis zur Anzeige haften
der Veräußcrer und der Erwerbcr für die Beiträge als Gesamtschuldner,

,'j. Erwerber und Anstalt habe» das gesetzlicheKündigungsrecht.

5 !3,

1, Bei der Versicherung für fremde Rechnung lann der Versicherungsnehmerüber die dem
Versicherten aus dem Vertrage zustehenden Rechte im eigenen Namen verfügen. Der Ver¬
sicherungsnehmerist, mich wenn er nicht im Besitz des Versicherungsscheinsist, ohne Zustimmung
des Versicherte!, zur Annahme der Entschädigung und zur Übertragung der Rechte des Ver¬
sicherten befugt. Die Anstalt ist berechtigt,vor Auszahluug der Entschädigung von dem Ver
sichernugsuehmerdeu Nachweis zu verlangen, daß der Versicherteseine Zustimmung zu der Ver¬
sicherung nud zur Empfangn ahme der Entschädigung erteilt und keine anderweite Versicherung
genommen hat.

2. Der Versicherte kann über seine Rechte ans dem Versichernngsverhältnis nicht uer
fÜM>, selbst wenn er im Besitz des Versicherungsscheinsist; er kann dir noch nicht gezahlte
Entschädigungnur mit Zustimmung des Versicherungsnehmersverlangen.

3, Bei der Versicherung für fremde Rechnuug haftet die Anstalt nicht, soweit der Ver¬
sicherte die Sachen anderweitig versichert hat.
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1. Der Versicherungsnehmerhat jeden Schaden, für den Ersatz verlangt wird, der An¬
stalt uder ihrem Vertreter und der Ortspolizeibehörde unverzüglich anzuzeigen. Die Anzeigen
können mündlich oder schriftlich erfolgen. Sind Sachen im Gesamtwert von mehr als 1000 Mark
gestohlen, so ist der Anstaltsdirektiun in jedem Falle unverzüglich telegraphisch Anzeige zu
erstatten.

2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Möglichkeitfür die Abwendung und
Minderung des Schadens zu sorgen und alle znr Entdeckungdes Täters und znr Wiedererlangung
der gestohlenenSachen geeignete Maßnahmen zu treffen. Er hat dabei die Weisungen der ^ln
statt zn befolgen nnd, wenn es die Umstände gestatten, solche Weisungen einzuholen.

Aufwendungen, die der Versicherungsnehmerhierfür macht, fallen, auch wenn sie erfolglos
bleiben, innerhalb der Versicherungssnmmeder Anstalt zur Last, soweit der Versicherungsnehmer
s'e den Umständen nach für geboten halten dürfte. Zur Leistung von Vorschüssen ist die An¬
stalt nicht verpflichtet.

3. Die Anstalt ist berechtigt, jede den Wert sowie den Schaden, dessen Ursache und
Höhe betreffende Untersuchunganzustellen.

Der Vcrsicheruugsuehmcrhat der Anstalt nach dem Eintritt des Schadcnfalls jede Auskunft
zu erteilen, die znr Feststellung des Schndeufalls oder der Höhe der Entschädigung erforderlichist,
auch für seine Ansprüche die Belege beizubringen, deren Veschaffnngihm billigerweisezugemutet
werden kann. Auf Verlangen der Anstalt hat er binnen einer angemessenen Frist von mindestens
zwei Wochen ein Verzeichnis über die zur ^eit des Schadenfalls vorhandenen, die gestohlenen
und beschädigten Sachen nuter Angabe ihres Werts vor dem Schadenfall einzureichen. Out
stehendeKosten trägt der Versicherungsnehmer.

4, Nach Eintritt des Schadenfalls können die Entschädigungsansprüche ans der Ver
Ncherung vor endgültiger Feststellung ohne ausdrückliche Znstimmnng der Anstalt seitens des Ver
sichernngsuehmers weder verpfändet noch übertragen werden,

5 15,

1, Die Anstalt isl von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungs-
uchmer oder der Versicherte den Schadenfall vorsätzlichoder durch grobe Fahrlässigkeit herbei
geführt hat oder wenn sie sich bei Ermittlnng des Schadens einer arglistigen Täuschungschuldig mache,,.

Die Anstalt ist auch von der Verpflichtung znr Leistung frei, wenn eine in hänslichcrGe
'"einschast mit dem Versicherungsnehmerlebende oder bei ihm wohnende Person oder ein Ange¬
stellter seines Geschäfts den Schadenfall vorsätzlich herbeiführt, außer wenn letzteres seitens des
^'gestellten nach Schluß der Geschäftszeit und während das Geschäft für ihn geschlossen war,
geschieht,

2, Hat der Versicherungsuchmereine Obliegenheit, die bei oder nach Eintritt des Schaden
falls zu erfüllen ist, verletzt, so kann die Anstalt die Entschädigungganz oder zum Teil versagen,
^ sei denn, daß die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeitdes Versiche¬
rungsnehmers beruht.
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§ 16,

1. Die Entschädigung ist, vorbehaltlichder nachfolgendenBestimmungen,mit dem Ablauf
eines Monats nach vollständiger Feststellung des Schadens fällig. Solange die Auszahlung der
Entschädigung durch Legitimntionsmängcloder durch sonstige gesetzliche Grunde gehindert wird, ist die
Anstalt zur Hinterlegung oder zur .Zahlung oder zur Vertretung der Folgen des Zahlnugsaufschubs
nicht verpflichtet.

2, Ist der Schaden bis zum Ablauf eines Monats seit der Anzeige des Schadeufalls
noch nicht vollständig festgestellt,so kann der Versicherungsnehmerunbeschadetder Bestimmungeu
in Ziffer 1 die Feststellung desjenigen Betrages, den die Anstalt nach Lage der Sache mindestens zu
zahlen hat, nnd die Zahlung dieses Betrages fordern,

3, Solange eine polizeiliche oder gerichtlicheUntersuchung über die Entstehungdes Schadenfnlls
schwebt, tan» die Anstalt die Auszahlung der Entschädigungverweigern, bis der Versicheruugsuehmer
eine Erklärung der znständigeu Behörde darüber beibringt, daß die Untersuchung sich nicht
gegen ihn oder den Versicherte»richtet.

4. Die Austalt hat vom Beginn ihres Zahlungsverzuges an die Entschädigungmit 4 uom
Hundert für das Jahr zu verzinsen.

5, Soweit gestohleneWertpapiere nn der letzten, dem Eintritt des Schadenfalls vorher
gegangenen Börse offiziell notiert worden sind, ist die Anstalt berechtigt, den Schadenersatzfür
solche Wertpapiere nach diesem Kurse zu leisten, doch ist die Anstalt auch befugt, deu Nominal Betrag
der gestohlenen Wertpapiere durch Lieferung anderer Stücke dieser Wertpapierezu ersetzen.

6. Wird der Verbleib der gestohlenenSachen ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer
der Anstalt unverzüglichschriftlich Anzeige zn machen nnd auf Verlangen der Anstalt alle Schritte
zu tnn, welche zur Feststellung der Identität nnd zur Wiedererlangungder Sachen erforderlich sind,
oder seine Rechte an deu Sachen an die Anstalt abzutreten. Falls der volle Wert solcher Sachen
von der Austalt ersetzt ist, so hat der Versicheruugsuehmerdie Entschädigungzurückzugeben, oder
die Sachen der Anstalt zur freien Verfügung zu überlasten. Ist mir ein Teil des Werts der
Sachen ersetzt wurden, so hat der Versicheruugsuehmerdie Wahl, ob er die Sache» unter Nüct
gäbe der empfangenen Gntschädignngbehalten, oder im Einvernehmen mit der Anstalt öffentlich
meistbietendverlaufen will. Letzteren Falles wird der Erlös abzüglich der Verkaufskostenzwischc»
der Anstalt und dem Versicherungsnehmernach dem Verhältnis der geleistetenEntschädigung und
des von dem Versichernngsnehmer selbst getragenen Schadens geteilt.

5 >?-

1. Nach Eintritt des Schadenfalls bleibt die bisherige Versicherung bestehen, bis der
Versicheruugsuehmeroder die Anstalt eine Änderungin der Versicherung herbeiführt. Für das lanfendc
Versicherungsjahr ermäsn'gtsich die Haftung der Anstalt nm die Höhe der geleisteten Entschädigung-

2, Nach dem Eintritt des Schadenfalls ist jeder Teil berechtigt, das Versicherungs
Verhältnis binnen eiuem Mouat »ach dem Abschlüsse der Verhandlungen über die Entschädigung
zu kündigen, der Versichernngsnehmerjedoch nnr, wenn er den Schaden in der vorgeschriebenen
Frist augemeldethat.
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>>,

8 18,

Die Anstalt wird uou der Verpflichtung der Leistung frei, wenn der Versicherungsnehmer
seinen Anspruch nicht innerhalb einer Frist nun 6 Monaten gerichtlich geltend gewacht hat. Der

auf der Frist beginnt von den. Tage, an welchem die Anstalt dem Versicherungsnehmergegenüber
dem Anspruch unter Angabe der mit dem Ablaufe der Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich
abgelehnt hat.

Die Versicherung gegen Einbruchdiebstahlumfaßt ohne besondereVereinbarung nicht die
Versicherunggegen Veranbnng,

>? 20.

Soweit nicht in der Anstaltssatznng, in den vorstehenden allgemeinen Versicherungs
bedingnngen,in Sonderbedingnngeu oder durch besondere Vereinbarung Abweichendesbestimmt ist,
gelten für das Versicherungsverhältnisdie geschlichen Vorschriften,

Zusatzbedingungen

für Bunten und Bankgeschäfte, Sparkasse« und andere öffentliche .Nassenlierwaltuuge«.

1. Die Anstalt haftet im Falle des § I Ziffer 2 nicht mir bei Anwendung falscher
Schlüssel, sondern mich bei Anwendnng der richtigen Schlüssel, wenn der Täter diese nachweislich
mittels Einbruchs, Einsteigens oder Erbrechens von Behältnissen gestohlen hat,

2. Die Bestimmung in, letzten Satz des i> !> Ziffer I, betreffend die Aufbewahrung der
erzeichnisse der Wertpapiere an einem besonderenOrt nnter Verschluß,hat leine Geltung.^e

Bedingungen
für Versicherung gegen Beraubung

Die Anstalt haftet für den durch Nnub entstehenden Schaden auf Grnnd nachfolgender
Bestimmungen:

II.
Die Anstalt ersetzt
2) den Wert der versicherten Sachen, welche mit Gewalt gegen die im Versicherungsschein

^eichm'te Person oder unter Anwendung uun Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für deren
"erb «der Leben in der Absicht rechtswidriger Zueignung weggenommenwerde»!
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d) den Schaden, der an den versicherten Sachen entsteht, wenn und soweit sie im Begehe»
des Na »des zerstört oder beschädigt werden.

Einen weiteren Schaden, insbesondere einen weiteren mittelbaren Schaden, sowie den
entgehenden(Gewinn umfaßt die Versicherung nur, soweit dies besonders vereinbart ist,

III.

Für die Versicherung gegen Beraubung finden die Bestimmungender Allgemeinen Versiehe
rungsbcdinguugeufür die Versichcruuggegen Einbruchdiebstahlmit folgenderMaßgabe entsprechende
Anwendung:

a) von >? ! gilt nur die Ziffer A mit Ausschluß von a und der Satz 2 von Ziffer 4:

K> die in § 2 Ziffer I aufgeführten Sachen sind auch versichert,während sie nicht unter
Verschluß gehalten werden,

c) 5 15 Ziffer I erhält folgenden Zusatz l

„Die Anstalt haftet anch nicht, wenn die im Vcrsichernngsschein genannte Person, gegen deren
Beraubung die Versicherung genommen ist, den Schadenfall vorsätzlich oder durch grobe Fahr^
lässigleit herbeiführt oder begünstigt."

IV,

Die Versichcruuggegen Beranbung umfaßt ohue besondere Vereinbarung nicht die Versiehe
nmg gegen Einbruchdiebstahl
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Allgemeine Uersicherungstledingungen
gegen

Masserleitungsschäden.

8 1.

Umfang der Haftung.

Die Anstalt haftet nach Maßgabe der nachfolgendenBestimmungen für den Schaden,
"er an den versicherten Sachen durch Wasser entsteht, sofern das den Schaden verursachende
Nasser aus deu innerhalb des im Versichernngsscheinbezeichneten Gebäudes oder eines anstoßen-
ben Nachbargebäudes befindlichen, das hänslichc Verbiauchswasser zu- oder ableitenden Wasser
leitungsanlngen ausgetreten ist.

8 2.

Im Schadenfalle vergütet die Anstalt, sofern sie nicht gemäß § l5 die Wicderherstellnng
übernimmt, den Schaden, der dnrch die Zerstörung oder Beschädigungder versicherten Sachen an
"lesen entsteht, soweit sie durch die Einwirkung des Leitnngswasserszerstört oder beschädigt werden,
Lilien weiteren Schaden, insbesondere einen mittelbaren Schaden, wie z. B. dnrch WasserUerlust,
lUwcwohnbarkeitoder UnbenutzbarkeitUou Räumen, sowie den dnrch Eintritt des Versichernngs-
falls entgehendenGewinn hat die Anstalt nicht zn ersetzen.

Die Anstalt haftet dem Versicherungsnehmerin derselben Weise »nie für den Schaden
an versichertenSachen auch für den Schaden an unversichertenfremdenSachen, für welchender
"«sicheinngsnchmcr ans Grnnd gesetzlicherBestimmungen von dritter Seite haftpflichtig gemacht
Werden kann, jedoch nnr bis zum Höchstbetragvon zehntausend Mark für jedes einzelne während
^r Dauer der Versicherung herbeigeführteSchadenereignis. Diese Haftung umfaßt jedoch nicht
Schäden an Waren irgendwelcherArt.

Für Wasserleitungsschädenhaftet die Anstalt nicht im Fall eines Kriegszustandes, eines
Aufruhrs, eines vulkanischenAnsbruchs, eines Erdbebens oder einer Erdsenkuug, welche durch
""gbm, verursacht wird, es sei denn, daß sowohl diese Ereignisse als deren Wirkungen oder die
dadurch hervorgerufenen Zustände insbesondere der Zerstörung und mangelnden Ordnung weder
unmittelbar noch mittelbar die Entstehung oder den Umfang des Schadens irgendwie beeinflußen
°d" begünstigen tonnten. Die Anstalt haftet anch nicht für Wasserlcitnngsschädenbei einem
'^rcmd oder bei einein Blitzschlag,von welchen die versichertenSachen betroffenwerden.
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Die Versicherung erstreckt sich nicht aufl

a) Schäden, die uur Beginn der Versicherung entstanden sind,

b) Schäden, die durch Hochwasser, Witternngsniedcrschläge oder Rückstau infolge von
Regengüssen, durch Grnnd' oder Planschwasscr oder dnrch Fußbodenreinignng herbeigeführt werden,

c) Schäden, die an den Zu- nnd Ableitn,igsaulagcu (Rohren, Wasserhähnen, Wasser«
inessern, Wasserbehältern, Badewannen nnd Badeöfen. Schüsseln, Becken, Klosetttästcn nnd dgl.)
sowie an den Zentralheiznngsanlagen oder hydraulischen Auszügen di,rch Bruch, Undichtwerden,
natürliche Abuuhuug oder Frost entstehen, oder dnrch die zur Beseitigung derartiger Beschädigungeu
erforderlichen Arbeiten uernrsacht werden,

6) die Kosten für das Austauen eingefrorener Rohrstrecteu.

Auf Schäden, die au Maschinen nnd Kesselanlagen, an elektrischenKraft- nnd Beleucht!,ugs
anlagen oder an Telephonanlngen enlstchcn, sonne auf Schade», die durch Wariuwasser- oder
Dampfheizuugsanlagen, durch Warmwasferuersurgnugsanlagen, dnrch hhdraulische Aufzüge, dnrch
Sprinkleranlage!! oder dnrch die öffentlichen Leitnngsrohre verursacht werden, erstreckt sich die
Versicherung nur, insoweit dies schriftlich besonders vereinbart ist.

Der Versicherungswert schließt einen besonderen wissenschaftlichen,Nnnst- oder Liebhaber-
wert nnr ein, soweit dies schriftlich besonders vereinbart ist.

Die Anstalt haftet nur, wenn sich die versicherte Sache im Versichernngsfall in chrer im
Versicherungsschein angegebenen Versicherungslukalität (räumlicher Geltungsbereich der Versicherung,
innerhalb dessen die versicherte Sache ihren Stand- oder Nufbewahruugsort wechseln kann) befindet.

Im Falle eines durch Wohnnngswechscl veranlaßten Umzugs nach einer anderen Wohuung
innerhalb des Deutschen Reiches wird in Ansehung von häuslichem Mobiliar die andere Wohunnss
für die dahin verbrachte Sache zu deren Versicherungslokalität, welche iu Ansehung der in Ab
iM 1 bestimmten Haftung der Anstalt au Stelle ihrer im Versichernngsschei» bezeichneten Ver-
sichernngslokalität tritt. Der Vcrsichcrnngsnchmer ist aber verpflichtet, der Anstalt von dem U>w
zng unverzüglich schriftlich Anzeige zn machen. Der Pflicht znr Anzeige wird genügt, wenn die
Anzeige iuuerhalb eiuer Frist von zwei Wocheu von dem Zeitpunkt an erfolgt, in welchem die
versicherte Sache transloziert ist. Die Anstalt ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis >»
Ansehung des durch den Umzug verbrachten Mobiliars unter Einhall,ing einer Kündigungsfrist
von einem Monat zu kündigen. Das Kündignngsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem die Anstalt von dem Umzug Kenntnis
erlangt. Ist die Anzeige nicht rechtzeitig erfolgt, so ist die Anstalt von der Verpflichtung zM'
Leistung iu Ausehuug der durch den Umzug verbrachten Sache frei, wenn der Versichernngsfall
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige der Anstalt hätte
zugehen müssen. Die Verpflichtung der Anstalt bleibt bestehen, wenn znr Zeit des Eintritts des
«ersich«nngsfalls die Frist für die Kündigung der Anstalt abgelaufen und eine Kündigung nicht
erfolgt ist.
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Eine weitere Ausdehnung »der Änderungdes räumlichenGeltungsbereichsder Versicherung
bedarf der besonderenVereinbarung,

Anzeige uon Gcfahrumständen bei Schließung des Vertrags.

Der Versicherungsnehmerhat bei Schließung des Vertrags alle ihn, bekanntenUmstände,
d>e für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, der Anstalt schriftlichanzuzeigen. Der Ver-
!>chernngsnehmer darf über solche Umstände keine unrichtige Anzeige machen.

Als wesentliche Folge einer Verletznng der Anzcigepflichtkann unter den im Gesetz
bestimmten Vomnssctzungcndas Recht der Anstalt, vom Vertrage zurückzutreten,geltend gemacht
werden und eine Befreiung der Anstalt uun der Verpflichtung zur Lcistnng eintreten. Das Nück-
trittsrecht und die Befreiung von der Leistnngspflicht sind jedoch insbesondere ausgeschlossen,
wenn die Anzeige ohne Verschuldenunterblieben oder ohne Verschuldenuurichtig gemacht isl.

s 6.

Versichernngsschein. Prämienzahlung.

Der Versicherungsscheinwird dem Versicherungsnehmerzur Aushändigung bei der An¬
walt uder bei deren Vertreter znr Verfügung gestellt. Die Annahme des Versicherungsscheins
hat die Wirkung, daß sein Inhalt als uom Versicherungsnehmergenehmigt gilt; dem Versichernngs-
»ehmer ist jedoch eine Frist von einem Monat für die Erhebung eines Widerspruchs gegen die
'Nichtigkeit des Scheins gewährt. Das Recht des Versicherungsnehmers,die Genchmignng wegen
Irrtums anzufechten, bleibt unberührt. Der Versicherungsnehmerkann jederzeit Abschriften der
"'tmrnngm fordern, die er mit Bezng auf den Vertrag abgegebenhat; er hat aber die Kosten
d"' Abschriftender Anstalt zu erstatten.

Der Versicherungsnehmer hat eine einmalige Prämie und wenn laufende Prämien
bedungen sind, die erste Prämie sofort nach dem Abschluß des Vertrages zu zahlen, und zwar
l^gen Aushändigung des Versicherungsscheins. Wird die einmalige oder die erste Prämienzahlung
»icht rechtzeitig bewirkt, so ist die Anstalt uon der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der
Versichcrungsfall Uor der Zahlung eintritt.

Folgcprämien sind bei Beginn jeder Vcrsicherungsperiodc oder Versicherungszeit, für
welchc sie bestimmt sind, zn zahlen. Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so erfolgt
^"ch Maßgabe der gesetzlichen Vorschrift die Bestimmnng einer Zahlungsfrist mit Angabe der
"lcchtsfulssmdes Zahlungsverzugs. Als Vcrsichcruugsperiodegilt, falls nicht die Prämie nach
"rzeren Zeitabschnitten bemessen ist. der Zeitraum eiues Jahres.

Der Versicherungsnehmerhat bei Aushändignng des Versichcrnngsschcinsdie darin uon
°" Anstalt berechnetenKosten (Abgaben, Gebühren für Ausfertignng und Znstelluug des Vei>
ncherungsscheinsnnd Auslagen) zn zahlen.

§ ?.

Gefahrerhöhung.

. Nach dem Abschluß des Vertrags darf der Versicherungsnehmernicht ohne Einwilligung der
^'stalt eine Erhöhung der Gefahr vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
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Erlangt der Versicherungsnehmer Kenntnis davon, daß durch eine uou ihm ohne Ein¬
willigung der Anstalt vorgenommene oder gestattete Änderung die Gefahr erhöht ist, so hat er
der Anstalt unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen.

Tritt nach dem Abschluß des Vertrages eine Erhöhung der Gefahr unabhängig von dein
Willeil des Versicherungsnehmers ein, so hat dieser, sobald er oon der Erhöhung der Gefahr
Kenntnis erlangt, der Anstalt unverzüglich schriftlich Anzeige zn machen.

Als Gefnhrcrhöhung gelten insbesondere eine wesentlich? Veränderung oder Vermehrung
der Wasserleitnngsanlagen, sowie die Einrichtung oder Veräudernng von Zentmlheiznngsanlagen,
falls der Einschluß von Schäden, die durch die Zcntralheiznngsanlagen verursacht werden, vereinbart ist.

Als wesentliche Folge einer Verletzung der Bestimmungen der Absätze I bis 3 kann nnter
den im Gesetz bestimmten Voraussetzungen das Recht der Anstalt, das Vcrsichernngsverhältnis
zu kündige», ausgeübt werden und eine Befreiung der Anstalt von der Verpflichtung znr Leistung
eintreten.

Im Falle der Eröffnung des Konknrses über das Vermögen des Versicherungsnehmers
ist dieser verpflichtet, der Anstalt nnverzüglich schriftlich Anzeige zu machen, und die Anstalt ist befugt,
das Versichernngsverhältnis unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu lüudigeu.

8 8.

Pflichten des Versicherungsnehmers.

Der Versicheruugsuehmcr ist verpflichtet, für gute Instandhalt,,ng der Wasserleitnngs¬
anlagen uud, falls Schade», welche durch die '»eutralheizungsaulnge» oder durch die Warmwnfser
versorgnngsanlagen vernrsacht werden, in die Versicheruug eingeschlossen sind, auch für gute
Instandhaltung der Zeutralheizuugsnulnge» und der Warnnvasserversorgnngsanlageu zu sorgeu
uud, wenn nach sachverständigem Ermessen oder behnfs Erfüllung gesetzlicher oder ortspolizeilicher
Bestimmung Neubcschnffungeu oder Abänderungen von Zu- oder Abflußrohre,!, Apparate,, usw,
oder wenu Vorkehrnugsmaßregeln gegen Frostschäden notwendig sind, solche so schnell wie möglich,
evcutnell spätestens innerhalb einer von der Anstalt festzusetzenden angemessenen Frist herstellen
zn lassen.

Der Versicherungsnehmer ist ferner verpflichtet, in unbewohnten Gebände» die Wasser"
leitnng nnd, falls Schäden, welche durch die Zentralheizung, durch die Wariwvasserversorgungs
anlagen oder dnrch die hhdraulischeu Anlagen vernrsacht werden, in die Versicherung eingeschlossen
sind, auch die ^entralheizmig, die Warunvasserversorgnugsaulageu uud die hydraulische,! Anlagen
abzusperren, zu entleeren nnd entleert zn halten.

In Keller- oder Souterrainräumen versicherte Waren müssen auf Unterlagen rnhen. Der
Huhlraum zwischen den, Fußboden nnd der zn schaffenden Lagerung muß miudcsteus zwanzig
Zentimeter betragen.

Verletzt der Versicherungsnehmer die obigen oder sonstigen zum Zwecke der Verminderung
der Gefahr oder zum Zwecke der Verhütung einer Gefahrerhöhuug bestimmten Obliegenheiten
(Sicherhcitsvorschriften), oder läßt er deren Verletzung durch eineu Dritten zn, so kann die Anstalt
das Versicbenmgsverbältms nnter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat kündige».
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Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an aus¬
geübt wird, in welchem die Anstalt von der VerletzungKenntnis erlangt, Die Anstalt ist von
der Verpflichtung zur Leistung frei, wem, der Versicherungsfall nach der Verletzung eintritt nnd
die Verletzung auf Vorsatz oder auf grober Fahrlässigkeitdes Versicherungsnehmersberuht, Die
Verpflichtungder Austalt bleibt bestehe,,,wenn die Verletzung keiucu Einfluß auf de» Eintritt des
Versicherungsfalls„ud auf den Umfang der Leistnug der Austalt gehabt hat, oder wen» zur Zeit
des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung der Austalt abgelaufen und eine
Kündigung nicht erfolgt ist,

Herabsetzung der Versicherungssnmme,

Ergibt sich, daß die Versicherungssnmmeden Wert des versicherte»Interesses erheblich
übersteigt, so kann sowohl die Anstalt als der Versicheruugsnehmerverlangen, daß zur Beseitigung
der Überversicherungdie Versicherungssumme,unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie für
die künftigen Vcrsicheruugsperiuden,herabgesetzt wird,

Peräußerung der versicherten Sache.

Wird die versicherteSache von den, Versicherungsnehmerveräußert, so tritt nn Stelle
des Veräußerers der Erwerber iu die während der Dauer seines Eigentums aus dem Ver-
!>cherungsvrrhältuissesich ergebeuden Rechte nnd Pflichten des Versicherungsnehmers ein. Die
Veräußerung ist der Anstalt unverzüglichschriftlichanzuzeigen, andernfalls nach Maßgabe der
gesetzlichen Vorschriften die Befreiung der Anstalt von der Verpflichtung zur Leistung eintreten
kann. Erwerber und Anstalt haben das im Gesetz bestimmteKündigungSrccht.

8 11.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers bei und nach dem Vcrsichcrungsfall.
Folgen der Verletzung.

Nach dem Eintritt eines Vcrsicherungsfalls, aus welchem Schadenersatzbeanspruchtwird,
hat der Versicherungsnehmer,subald er von dem Eintritt Kenntnis erlangt, der Anstalt oder dereu
Vertreter unverzüglich Anzeige zu inachen. Die Anzeigen können mündlich oder schriftlich erfolgen:
der Pflicht znr Anzeige wird genügt, wenn die Anzeige au die Anstalt oder deren Vertreter binnen
"ner Woche nach dem Eintritt des Versichcrungsfalls erfolgt.

Der Versicheruugsnchmcrist verpflichtet,bei „ud nach dem Eintritt des Versicherungs-
lalls nach Möglichkeit für Abwendung „ud Minderung des Schadens zu sorgen, insbesondere
nlle Vorkehrungen znr Sicherung uud Erhaltung der beschädigten oder zerstörten, ebenso wie der
"»beschädigtgebliebenen, aber durch das Schadcnereignis gefährdete,!Sachen zu treffen. Er hat
dabei die Weisuugcu der Anstalt zu befolgen, insbesondere nicht gegen das Verbot derselben zn
bandeln^ er hat, wenn die Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen.

Bei Schäden an versichertenGebäuden hat der Versicherungsnehmerdiese bis zur statt¬
gehabten Besichtigung seitens der Beauftragten der Anstalt bezw. bis znr Abschätzung möglichst
'" 'hrem beschädigten Znstande zu belassen, insbesondere bleib! die Genehmigung der künstlichen
'Ulstrocknnngder Anstalt uvrbehalten.
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Die Anstalt ist berechtigt, jede den Wert sowie den Schade», dessen Ursache und Höhe
betreffendeUntersuchunganzustellen. Der Versicherungsnehmerhat der Anstalt jede Auskunft zu
erteilen, die zur Feststellung des Vcrsicherungsfalls oder des Umfangs der Leistungspflichtder
Anstalt erforderlich ist. Die Anstalt tan» ferner verlangen, daß der Versicherungsnehmerinner¬
halb einer angemessenen Frist uon mindestens zwei Wochen spezielle, mit einer Unterschrift
versehene Verzeichnisseliefert über die znr Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls vorhanden
gewesenen, die zerstörten und die beschädigt oder unbeschädigtgerettete» Sacheu, uud zwar unter
Angabe der Werte der Sachen znr Zeit des Eintritts des Vcrsichernngsfalls, Belege kann die
Anstalt insoweit fordern, als die Beschaffung dem Versicherungsnehmerbilliger Weise zugemutet
werde» kann, Kosten, welche für die Erteilung der Auskunft und für die Beschaffungder Ver^
zcichnissc nnd Belege aufzuwenden sind, hat der Versichcrnngsnehmerzu trageu.

Wird gegen den Versichcrnngsnehmerein Haftpflichtansprncherhoben, welcher Gegenstand
dieser Versicherungist (8 2, Absatz 2>, so ist innerhalb einer Woche der Anstalt schriftlich Anzeige
zu machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Haftpflichtanspruch geltend
geinacht worden ist. Dnrch die Absendnng der Anzeige wird die Frist gewahrt. Wird der Ver¬
sicherungsnehmerzu einer gerichtliche» Verhandlung über den Aufpruch geladen, so ist, menngleich
die Frist noch läuft, die Anzeige unverzüglichnach Empfang der Ladung zu machen.

Der Versichcrnngsnehmerist verpflichtet,der Anstalt alle Briefe, Klagcakten nnd alle ihm
zugehenden Schriftstücke,welche sich auf einen gegen ihn erhobenen Haftpflichtanspruchbeziehen,zu
übermitteln und ihm jede uon ihm verlangte Auskunft zu erteilen, dir Nachweise,die er liefern
kann, zu verschaffen,sowie die Anstalt bei der Abwehr unbegründeter oder zu weit gehender
Haftpflichtausprüchezu unterstützen.

Dem Vcrsicheruugsnchmer ist es nicht gestattet, irgendwelche Haftpflichtansprüche,die
gegen ihn erhöbe«, werden,ohne vorherigeGenehmigungder Anstalt anzuerkennenoder zu befriedigen
oder einen Vergleich über dieselbenabzuschließen, widrigenfalls die Anstalt von der Verpflichtung
zur Leistung frei ist, es sei denn, daß nach den Umständender Versicherungsnehmerdie Befriedigung
oder die Anerkennung nicht ohne offenbare Unbilligtcit verweigcrn konnte.

Entsteht aus einem Versichcrungsfall ein Prozeß, so ist derselbe von der Anstalt im
Namen des Versicherungsnehmers zn führen. Der letztere ist verpflichtet, dem ihm von der
Anstalt zu bezeichnenden Ncchtsauwalt Vollmacht zu erteilen und die Führung des Prozesses
lediglich der Anstalt zu überlassen. Die aus der Führung des Prozesses erwachsendenKosten
bestrcitet die Anstalt, ohne dieselben auf die zu leistende Entschädigung in Anrechnung zu bringe».

Übersteigtder Haftpflichtansprnchdie Versicherungssummc,so hat die Anstalt die Kosten
nur in der Höhe zu tragen, als sie sich bei Berechnung nach der der Versicherungssummcent-
sprecheuden Werttlasse für Gcrichtskostcnund Gebühren stellen würden. Die Anstalt ist in solchen
Fällen aber auch berechtigt, durch Bezahlung der Versicherungssummeund ihres Anteils an den
bis dahin erwachsenenKosten sich von weiteren Leistungen zu befreien.

Falls die von der Anstalt verlangte' Beseitigung eines Haftpflichtansprnchs dnrch An¬
erkenntnis, Vefriedignng oder Vergleich an dem Widerspruch des Versicheruugsnehmersscheitert, sc'
hat die Anstalt für den von der Weigerung ab entstehendenMehraufwand an Hauptsache,Ziuseu
oder Kosten nicht aufzukommen.
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Die Entschädig»ngsansprüche ans dieser Versicherung können vor ihrer e»dgiltige» Fest-
!>ellli»g ohne ausdrückliche Zustimmuug der Anstalt seitens des Versicherungsnehmers weder über¬
trage» iwch verpfändet Ivrrdcn,

t? 12,

Bei Verletzung einer Obliegenheit des Versicherungsnehmers, die bei oder nach Eintritt
des Versicherungsfalls der Anstalt gegenüber zu erfüllen ist (tj 11), ist die Anstalt von der Ver¬
pflichtung zur Leistung ans dem Versicherungsfall frei, es sei denn, daß die Verletzung weder
"»f Vorsatz noch ans grober Fahrlässigkeit bernht.

Die Anstalt ist ferner von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Vcrsicherungs
»ehiner den Vcrsicheruugsfall vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt, oder wenn
er sich bei Ermittlung des Schadens einer arglistigen Täuschung schuldig macht,

8 13.

Versicherungswert, Überversicherung. llnterversichcrnug. Bruchtcilversich crung.

Die Versicherung soll nicht zu einer Bereicherung führen. Die Anstalt ist, auch wcuu
die Versichert,ngssnmme höher ist als der Versicherungswert zur Zeit des Eintritts des Versichenmgs-
falles (Überversicherung), nicht verpflichtet, dem Versicherungsnehmer mehr als den Betrag des
Schadens zu ersetze», gegen welchen Versicherung gewahrt ist, unter Zugrundelegung des Wertes
der Sache zur Zeit des Eintrittes des Versichernngsfalls,

Die Versicherung selbst begründet keine» Beweis für das Vorhandensein und den Wert
der versicherte» Sache» z»r Zeit des Versichernngsfalls, Die Vcrsicherimgssummr bildet lediglich
die Grenze der Ersatzpflicht der Anstalt, nnd zwar ist die Ersatzpflicht für jede einzelne Position,
»nter der die versicherten Sachen in dem Versicherungsschein aufgeführt sind, durch die für die
Position genommene Versichernngssummc begrenzt.

Übersteigt der Wert der zn einer Position gehörige» Sachen znr Zeit des Eintritts des
Versichorungsfalls die darauf versicherte Summe lNnterversichernng), so haftet die Anstalt für den
auf die Positiv» entfallenden Schade» »»r »ach dem Verhältnis der Tmnmc zu jenem Werte,

Ist als Versicherungssumme ein Bruchteil der Gcsamtwertsnmme der z» einer Position
gehörige» Sache» genommen, so tritt eine Ucrhältiiismäßige Haftung für deu auf die Position
entfallenden Schadeil nur ein, wenn der Gesamtwert der zn der Position gehörigen Sachen zur
Zeit des Eintritts des Versichernngsfalls die Gesamtwertsumme dieser Sache, welche der Bruch-
tcilversichcrnugssnmme zugrunde gelegt wurde, übersteigt, Die Anstalt haftet dann nach dem Ver¬
hältnis des Gesamtwertes zur Zeit des Eintritts des Versichernngsfalls zu der Gesamtwcrtsumme,
welche der Vruchtcilversicheru»gssumme zngrundc gelegt wurde.

8 14.

Sachverständiges erfahren.

Sowohl die Anstalt als auch der Versicheruugsnehmcr kö»»e» — imbeschadct der Vc-
!l"nnn,ngen des l> 11, Absatz 4 — verlangen, daß die Höhe des an deu versicherte» Sache» cnt-
Indexe» Schadens durch Sachverständige festgestellt wird. Die Feststellung ist für beide Teile
"eN'indlich. es sei denn, daß sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweicht.
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Für das Sachverständigcnverfahrengelte» in Ermangelung anderer Vereinbarungen fvl-
gcnde Grundsätze:

a) Jeder Teil ernennt zu Protokoll oder sonst schriftlich einen Sachverständigen. Zeigt
ein Teil, nachdemer dazu von dein anderen nnter Benennung des seinerseitsgewählten Sachver¬
ständigen schriftlich aufgefordert ist, nicht innerhalb einer Woche nach dem Zeitpunktdes Empfanges
der Aufforderung die Ernennung des zweiten Sachverständige» schriftlich an, so erfolgt anf Antrag
des anderen Teiles die Ernennung des zweiten Sachverständigen dnrch das für den Schadens¬
ort zuständige Amtsgericht. In der Anffurdernng ist anf die Folgen ihrer Nichterfüllung hin¬
zuweisen. Beide Sachverständigen ernennen vor Beginn des Feststellungsvcrfahrens eine» dritten
Sachverständigen als Obmann, welcher für den Fall, daß jene sich nicht einigen, nachdem sie
ihre Feststellungen beendigt haben, in Tätigkeit tritt und alsdann nur über die streitig gebliebenen
Punkte innerhalb der (Grenzen der Feststellungen der beiden Sachverständigen befindet, Einigen
die letzterensich nicht über die Wahl des Obmannes, so wird dieser ans Nntrng beider Teile oder
eines von ihnen dnrch das für den Schadensort znständigc Amtsgericht ernannt.

b) Die von den Sachverständigen zu benrknudendcFeststellung muß enchalten nach den
Positionen des Vcrstchernngsschcinesein Verzeichnis der durch den Versicherungsfnll zerstörten
und beschädigten Sachen mit ihren Werten zur Zeit des Eintritts des Versichernugsfalls und
mit ihreu im Znstande der BeschädigungverbliebenenWerten nnter Berücksichtigung ihrer Ver¬
wendbarkeit für die Wiederherstellung. Die Schadenfcstsetznngder Sachverständigen ist dem Ver
sichernngsnehmerauf Verlangen abschriftlich mitzuteilen.

c) Jeder Teil trägt die Kosten des von ihm oder für ihn ernannten Sachverständigen,
die Kosten des Obmanns tragen beide Teile je zur Hälfte,

Auf Grund der Abschätzung der Sachverständigenerfolgt die Feststellungder Entschädign!«)
nach den Bestimmungen des tz 13.

s 15.

Entschädignngsleistung,

Die Anstalt kann nach ihrer Wahl die festgesetzte Entschädigung in bar leisten oder die
Herstellung des vorherigen Zustandes der beschädigten Gegenstände und Gebäude dnrch von i<N
beauftragte Fachleute vornehmen lassen. Zu letzterem Behufe hat der Versichernngsnchmerden
mit den Reparaturen Beauftragten die betreffenden Räumlichkeitenoder Gegenstände rechtzeitig zw'
Verfügung zu stellen.

Im Falle der Barentschädignng ist diese ^ nnbcschadet der Aestimmungeudes l? l? ^
nach dein Ablanf eines Monats seit dem Zeitpunkt fällig, in welchem der Schaden vollständig
festgestellt ist. Wenn durch Lcgitimatiunsmängel oder dnrch gesetzliche Gründe die Auszahlung
der Entschädigung gehindert wird, so ist die Anstalt vor Aufhebung des Hindernisses weder zur
Hinterlegungnoch zur Zahlung, auch nicht zur Vertretung der Folgen des Zahluugsauffchubsverbunden-

Die Entschädigung ist uach Ablauf eines Monats seit der Anzeige des Bersichcruugsfalls
mit 4 "/o fiir das Jahr zn verzinsen. Bei den sich ergebenden Zinsbeträgen werden Bruchteile
einer Mark auf volle Mark nach nnten abgerundet; Zinsbeträge unter einer Mark werden nicht vergütet.
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Ist der Schaden bis zum Nblanf eines Monats seit der Anzeige des Versichernngsfatles
>wch nicht vollständig festgestellt, so tan» der Versicherungsnehmer - unbeschadet der Bestimmungen
>n Absatz 2, Satz 2, und des t? t? — in Anrechnung auf die Gesamtfordcrnng die Zahlung des
Betrages verlangen, den die Anstalt nach Lage der Sache mindestens zu zahlen hat. Der Lauf
der vorgenannten Fristen ist gehemmt, solange infolge eines Verschuldens des Versichernngsnehmers
^>e Festsetzung des Schadens oder die '>ahlnug der Entschädigung nicht erfolgen kann,

Wenn der Anspruch auf Leistung nicht innerhalb einer Frist von sechs Monate» gerichtlich
geltend gemacht wird, nachdem die Anstalt dem Verliehen,ngsuehiner gegenüber den erhobenen
Anspruch nnter Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt
hat, so ist die Anstalt von der Verpflichtuug zur Leistung frei.

Versicherung für fremde Rechnung,

Vei Versicherung für fremde Rechnung taun der Versicherungsnehmer über die Rechte,
welche dein Versicherte» aus dem Vertrage zustehe», im eigene» Name» verfüge», Der Ver-
Ncherungsnehmrr ist, auch wenn er nicht ii» Besitz des Verfichern»gsschcines ist, oh»e ^nstimmnng
des Versicherten z»r Annahme der Entschädigimgszahlnng sowie zur Übertragung der Rechte des
Versicherten befugt. Die Anstalt ist berechtigt, vor Auszahlung der E»lschädig»ng von dem Vcr
Nchernngsnehmer den Nachweis zn verlangen, das; der Versicherte seine ^nstimmnng zu der
Verstchernng nnd zur Empfangnahme der Entschädigung erteilt hat.

Der Versicherte tan» über seine Rechte ans dem Versichcrungsverhältnio »icht verfüge»,
selbst wein, er im Besitz des Versicherungsscheines ist: er kaun die ^ahlnng der Enlschädignng
u»r mit Zustimmung des Versichernngsnehmers vo» der Anstalt verlangen, soweit diese die
Entschädigung au den Versichernngsnehmer nicht bezahlt hat,

8 1?.

Sicherung des Realkredits.

Wenn versicherte Gebäude vor dem Versichernngsfall mit Hhpotheten, Reallasten, Grnnd
^der Re»teusch»Ide» belastet sind, so wird die Barentschädignug, wen» dieselbe de» Betrag vv»
fünfhundert Mark überschreitet, erst nach stattgehabter Wiederherstellnng der Gebäude ausgezahlt,
falls nicht die vor den, Versichernngsfall eingetragene,! Reulglänbiger der vvrherigen Auszahlung
an den Versichernngsnehmer zustimmen. Weitergehende Rechte tönneu die Realgläubiger durch
Anmeldung ihres Renlrechtes bei der Anstalt dnrch besondere Vereinbarung mit letzterer erlangen.

Die Anstatt kann zum Nachweis dafür, ob uud welche Rcalrechtc das versicherte Gebäude
Elaste», »um Versichcr»»gs»ehmer auf dessen Küste» eiueu Grundbnchanszug verlangen,

Rechtsverhältnisse nach Eintritt des Versichcrungsfalls,

Die Anstalt haftet nach dem Eintritt eines Versicherungsfallcs für einen dnrch eine»
lpätcren Versicherungsfall entstehenden Schaden iuuerhalb der laufenden Versicherungsperiode nur
^ <>nr Höhe des »ach Abzug der zn leistenden Entschädigung verbleibenden Restbetrages der
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Versichermigssumme, Erstreckt sich die Versicherung über die la»fe»de Versicherungsperiude hinaus,
so >uird augeiionlnie», das; die Versicherung hinsichtlich der Versicheru»gSs»mme und der Prämie
für die folgenden Versicherniigsperiude» in der bisherigen Höhe nnd zu den bisherigen Bedingungen
fortgesetzt wird, sofern sich nicht ans den Umständen ei» anderes ergibt.

Nach dem (Antritt cincS Persicherungsfalls sind beide Teile berechtigt, die oom Schaden
betroffene Versicherung zn kündigen. Die Kündigung hat schriftlich vor Ablauf von zwei Woche»
feit Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung ,',u erfolgen. Das Kündignngsrecht des
Versicherungsnehmers erlischt bei Verletzinig der im 8 l>, Absatz 1 bestimmteu Obliegenheit zm'
unverzügliche,, Anzeige des Vcrsicheruugsfalls an die Anstalt oder deren Vertreter. Wird kein
Schadenersatz beansprucht, so kann jeder Teil nur bis zum Ablauf eines MonntS von dem Zeit'
Punkt au, in welchem er von dein Versicherungsfall Keuutuis erlangt, kündige», Für die Kündigung
ift eine Kündigungsfrist von einem Mouat einzuhalten, auch darf die Kündig»»g ohne andere Vcr-
einbnnmg »icht für ei»eu späteren Zeitpunkt als den Ablauf eiucs Mouats seit der Kündigling erfolgen,

Prämien er sta ttu it g.

In den Fällen der Aufhebuug oder des Erlöschens des VcrsichernngsverlMtnisscS vor
Ablauf der Vertragszeit gebührt der Anstalt gleichwohl die ganze Prämie, jedoch nicht über die
laufende Versichernngspcriode hinaus. Hebt nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls die Austalt
das Versichcrungsverhältnis auf, so hat sie die Prämie, welche auf die nach Abzug der Ent¬
schädigung verbleibende VersicheruugSsumme entfällt, mich Verhältnis der noch nicht abgelaufenen
Verfichernngszeit zurückzuzahlen.

War die Versichernng mit einer Vergünstigung für Vorauszahlung der Prämie abgeschlossen,
so wird die für mehrere Versicheru»gsperiude» vorausgezahlte Prämie soweit zurüclgewährt, als
sie deujenigeu Prämienbetrag übersteigt, welchen die Anstalt nach ihre» GeschäflSgruudsätzen
berechnet habe» würde, wen» die Versicherung von vomberei» für die Zeit abgeschlossen worden
wäre, für die ihr gemäß Absatz 1 die Prämie gebührt. Das Gleiche gilt für den Fall des 8 9,

8 20,

Kündigung der Versichert,»g.

Bei Versicheruuge» vo» ei», und mehrjätzriger Dauer verlängert sich das Versicherung^
Verhältnis iu Erma»gel»»a, einer anderen Vereinbarung stillschweigend mit dem Ablauf der Ver
tragSzcit um ein Jahr ,,»d weiter von Jahr zu Jahr, we»» es »icht drei Monate vor jedesmalige!»
Ablauf von eine,» der beide» Teile schriftlich gekündigt wird,

8 21,

, Regreß.

Alle Rechte ,,»d Ansprüche des Versicherungsuchmers an dritte Personen auf Schaden«
ersatz gehe» kraft des Vcrsicherli»gsschci»es in Höhe der geleisteten Entschädigung, bezw. der vo»
der Anstalt gemachten Aufwendungen für lHcbäudereparatnren, Löhne ufw,, ohne daß es besonderer
Zession bedarf, von selbst auf die Anstalt über, soweit diese den, Versicherungsnehmer den Schade»
ersettt. »ud sind ihr a»f Verlangen schriftlich abzntrele».
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Der Übergang taun nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werdeiu
auch sind Ersatzansprüche der Anstalt gegen einen mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher
Gemeinschaft lebenden Familieuangehorigen ansgeschlossen, es sei denn, daß der entstandene Schaden
durch den Angehörigen vorsätzlich verursacht worden ist.

Schriftliche Form der (irllärnngen des Versicheruugonehmers,

Abgesehe» von der Anzeige des 5 II, Absatz !, ist, wie für die Anzeigen, welche der
Anstalt während der Versicherung zu macheu siud, so auch für Küudigungs' und Rücktritte
crkläruugen oder für sonstige das Versicheruugsverhältnis betreffeude Ertläruugeu des Versicheruugs-
nehnwrs die schriftliche Form erforderlich. Das Gleiche gilt im Fall einer Veräußerung für die
Kündigung des (irwerbers.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen
für

Glasversicherungen.

Gegenstand nnd Umfang der Versicherung.

1. Die Anstalt haftet nach Maßgabe der nachfolgendenBestimmungen für den Schaden,
welcher durch Zerbrechen der versichertenScheiben und andern in dem Versicherungsscheinange¬
gebenen Gegenständen entsteht.

2. Durch Brand, Blitz, Explosion oder Einbruch verursachte Schade» nnd solche, dir
bei einem Brande durch Luschnngs-und Neltungsinaßregeln entstehen,werden nur dann vergütet,
wenn die Versicherung gegcu diese Gefahren in dem Versicherungsscheinausdrücklich mit über¬
nommen und nicht durch eine bestehende Feuer- bzw. Einbruchdiebstnhl-Versicheruuggedeckt ist.
Für Schäden, die durch Explosion von Sprengstoffen entstanden sind, haftet die Anstalt keinesfalls,

3. Von der Ersatzpflichtausgeschlossensiud Schäden-

lr> die infolge eines Krieges durch Maßregeln, die von einem militärischenBefehlshaber
»»geordnet worden sind, oder infolge bürgerlicherUnruhen (Aufruhr resp. Landfriedensbruchs,eines
Erdbebeus, Bultauausbruches oder durch Zusammensturzdes Gebäudes, in welchen, sich die Ver-
Ucherungsgegcustäudebefinde», entstehen;

K) die an versicherten Gegenständen, für welche Umrahmungen vorgesehensind, vor voll¬
ständig und ordnungsmäßig erfolgten, Einsetzenentstehen;

c) die durch Vcräuderuug, Herausuahme ans den Nahmen, Wegnahmeoder Transportieren
ber versicherte»Gegenstände, oder durch handwerksmäßigeVerrichtungen an denselben, ihren Um
l»hiiu,ngen oder Schutzvorrichtungenherbeigeführt werden.

4. Schäden an den Nahmen nnd Einfassungen gehen nicht zu Lasten der Anstalt,

5. Für Anstrich, Malereien, Schriften, Aetzereien oder sonstigeVerzierungen,sowie für
^lasbuchstaben auf versicherte» Scheiben und für Belag auf Spiegeln wird nur Ersatz geleistet, wem,
°ie Versicherung hierauf ausdrücklich mit ausgedehnt und der Schaden durch Zerbrechen der
treffenden Scheibe herbeigeführt ist.

6. Beschädigungen,die nur iu einem Zerkratzen, Verschramme» oder Absplittern der
verflache bestehen, fallen nicht n»ter die Versicherung
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5 2.

Versicherungsantrag und Deklaration.

Der Versicherungsnehmer hat bei Schließung des Vertrages alle ihm bekannten llm-
stäude, die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, der Anstalt wahrheitsgemäß schriftlich
anzuzeigen,

Ist dieser Vorschriftzuwidergehandelt,so kaun die Anstatt nach Maßgabe der gesetzlichen Be¬
stimmungenvon dem Vertrage zurücktreteu,

l? ^-

Versicherungsschein und Beitragszahlung,

1, Der ans Grund des Versicherungsantrages ausgefertigte Versicherungsscheinsowie die
Quittungen über die weiteren Jahresbeiträge, Verlängcrnngsscheineund Nachträge werden zur
Empfangnahmc bei der Anstalt oder deren Vertreter bereitgehalten. Der Versicherungsnehmer
wird dauon benachrichtigt.

Die Annahme des Versicherungsscheinsund etwaiger Nachträge hat die Wirkung, daß
ihr Inhalt als vom Versicherungsnehmer genehmigt gilt; dem Versichernngsuchmer ist jedoch
eiue Frist uon einem Monat für die Erhebung eines Widerspruchesgegen deren Nichtigkeitgewährt.
Das Necht des Versicherungsnehmers,die Genehmigungwegen Irrtums anzufechten, bleibt unberührt.

2. Der Versicherungsnehmerhat gegen Aushändigung der Versicherungsurkunden(Ver¬
sicherungsschein,Verlängernngsfchcin, Nachtrag) die Beiträge und die darin uon der Anstalt be¬
rechnetenKosten (Abgaben, Gebühren für Ausfertigung und Zustellung), nnd wenn laufende Bei¬
träge bedungen sind, die ersten Beiträge uud die Kosten sofort zn zahlen. Andere als im An¬
tragsformular angegebeneKosten dürfen nicht erhuben werden. Wird die Zahlung nicht recht¬
zeitig bewirkt, fu ist die Anstalt uon der Verpflichtung znr Leistnng frei, wenn der Schadeufcill
uur der Zahlung eintritt. Die Anstalt ist, wenn die Zahlnng nicht rechtzeitig bewirkt wird,
berechtigt, das VersicherungsvcrhältniSnuter Einhallnng einer Kündigungsfrist uuu einem Mouat
zu kündige». Die Versicherungbeginnt mit der Einlösung des Versicherungsscheins,sofern nicht
nach dem Iuhalt des Versichernngsschcinsein späterer Vcginn uerembart ist. Die Einlösung erfolgt
durch Zahlung der Beiträge, der Abgaben uud der Kosten des Versicheruugsschcius.

8. Laufende Beiträge sind bei Beginn jeder Vcrsichcrnngspcriude zu entrichten. Erfolgt die
Zahlnng nicht rechtzeitig,so hat die Austalt dem Versicherungsnehmerauf dessen Kosten schriftlich
eine Zahlungsfrist uon mindestens zwei Wochen mit Angabe der Ncchtsfulgcndes ZahlnngsuerzngS
und des zn zahlenden Betrages zn bestimmen. Als Versicheruugsperiode gilt, falls nicht die
Beiträge nach kürzeren Zeitabschnitten bemessen snid, der Zcitranm eines Jahres.

8 4.

Gefahrerhöhnng.

!. Nach dem Abschluß des Vertrags darf der Versicherungsuehmcr nicht ohne Ein¬
willigung der Austalt eiue Erhöhung der Gefahr vornehmen oder deren Vornahme durch einen
Dritte» gchcttle,!.
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2, Erlangt der Versicherungsnehmer Kenntnis davon, daß dnrch eine von ihm uhne
Einwilligung der Anstalt vorgenommene uder gestattete Änderung die Gefahr erhöht ist, st' hat er
der Anstalt unverzüglich schriftlich Anzeige zi, machen,

3, Tritt nach dem Abschlüsse des Vertrags eine Erhöhung der Gefahr unabhängig von dem
Willen des Vcrsicherungsuchmers ein, so hat dieser, sobald er von der Erhöhung der Gefahr
Kenntnis erlangt, der Anstalt unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen.

Als Erhöhung der Gefahr gilt insbesondere:

a) die Vornahme von baulichen Vcräuderuugcu, belangreichen Ausbesserungen uder Ge¬
nistarbeiten an den Gebäuden oder in den Räumen, welche die versicherten Gegenstände enthalte»!

d) die Einrichtung eines Geschäftsbetriebes iu einem nach dem Versicherungsanträge
unbenutzten Versicherungslutal;

cy das gänzliche oder teilweise Vestrcichen oder Bemalen der Scheiben, sofern es sich nicht
lediglich um Firmcuschrift ohne Untergrund handelt:

ch das Schadhaflwcrdeu der Umrahmung der versicherten Gegenstände.

Als wesentliche Folge einer Verletzung der Bestimmungen der Absätze1 bis 3 kaun unter
den im Gesetz bestimmten Voraussctzuugcu das Recht der Austalt, das Versichcruugsverhältnis
zu kündigen, nnsgeübt werden und eine Befreiung der Anstalt von der Verpflichtung zur Lei¬
stung eintreten,

§ 5.

Sicherheitsvorschriften,

!. Im Falle einer Vereinbarung, durch welche der Versicherungsnehmer bestimmte Ob¬
liegenheiten zum Zwecke der Verminderung der Gefahr uder zum Zwecke der Verhntnng einer
Gefahrerhöhung übernimmt (Sicherheitsvorschriften), darf der Versicherungsnehmer diese Obliegen¬
heiten weder selbst verletzen, noch deren Verletzung durch einen Dritten gestatten oder dulden. Als
eine dahiugeheude Vereinbarung gilt, daß Gasrampcn uud Einrichtungen anderer Art zum Frei¬
halten der Scheibe» von Eis und Schweiß unbeweglich und mindestens 15 cm von den Scheiben
eutferut sei», uud fcrucr daß die vorhandenen Vorrichtungen zum Schutze der Scheiben, z. B.
Gitter, Rolläden, während der Nachtzeit in Anwendung gebracht werden müsseu.

2. Werden die Bestimmungen des Abs, I verletzt, so ist die Anstalt von der Verpflichtung
<^ur Leistung frei, es sei denn, der Versichcrungsuelnncr habe die Vorschrift uhue Verschulden verletzt.

Die Verpflichtung der Anstalt bleibt bestehen, wenn die Verletzung keinen Einfluß auf
be» Eintritt des Schndcufnlls uud auf deu Umfang der Leistung der Anstalt gehabt hat.

5 6.

Furtfall des versicherten Interesses.

t. Wenn das Interesse, für welches die Versicherung genommen ist, beim Beginn der

^«sicherung nicht mehr besteht, so ist der Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur Zahlung
°" Beiträge frei; die Anstalt kann aber eine Geschäftsgebühr von 25"/, der Jahresbeiträge
Erlangen.
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2, Fällt das Interesse, für welches die Versicherung genommen ist, nach dem Beginn
der Versichern»«, furl, so gebühren der Anstalt die Neitäge für die laufende VersichcrnngSperiode,

l^. Fällt wahrend des Laufes der Versicherung mir ein Teil des versicherten Interesses
fürt, so bleibt der Versicherungsnehmer mit dem Nest an den Vertrag gebnnden; die Anstalt ist
zn einer entsprechenden Herabsetzung der Beiträge vom Beginn der nächste,, Versichernngspcriode
ab verpflichtet,

8 ?.

Herabsetzung der Versicherung,

Ergibt sich, daß erheblich mehr oder wertvollere Gegenstände versichert, als in Wirklichkeit
Vorhände» sind, d, h,, daß die Versicherung das versicherte Interesse erheblich übersteigt, so kann
sowohl die Anstalt als der Versicherungsnehmer verlangen, daß zur Beseitigung der Ubcrvcr'
sicherung die Versicherung unter verhältnismäßiger Minderung der Beiträge für die künftigen
VersichernngSperiode» herabgesetzt wird.

Durch die Versicherungssumme wird nicht der Wert des versicherte» Interesses deklariert,
sondern nur die Grenze der EMschädiguugspflicht der Anstalt bezeichnet,

Veräußerung der versicherte» Gegenstände,

Werden die versicherten Gegenstände von dem Versichcruugsuehmel veräußert, so tritt
au Stelle des Vcräußerers der Erwerber iu die während der Dauer seines Eigentums aus
dem Versichcruugsvcrhältuisse sich ergebenden Ncchte und Pflichten des Versicherungsnehmers
ei». Die Veräußerung ist der Anstalt unverzüglich schriftlich anzuzeigen, andernfalls mich Maß'
gäbe der gesetzlichenVorschriften die Befreiung der Anstalt von der Verpflichtung zur Leistung
eintreten kann. Ermcrber und Anstalt habe» das in, Gesetz befummle kündig,mgsrecht,

Schadenfnl!,

1. Nach Eintritt eüies Schadenfalles ist der Versicherungsnehmer verpflichtet-

i,j unverzüglich der Anstalt oder deren Vertreter schriftlich Anzeige zu machen; ei,n'
solche Anzeige isl auch dann unverzüglich zu erstatte», wem, »,,r ei» geringfügiger Brncl, vor
liegt und eine sofortige Ersatzleistung nicht beansprucht wird;

l)) nach Möglichkeit für die Abwendung „nd Minder,,ng des Schadens z» sorge» nn^
dabei die Weismigc» der Anstalt oder des Vertreters zu befolgen;

c) alle von der Äustalt über die Entstehung und den Umfang des Schadens ucrlangtcn
Angaben zu mache» »»d Nachweise, dcre» Beschaffung ihn, billigerweise zugemutet werde» kam',
z» liefern;

6) sofern der Schaden durch eiucu Dritten verursacht ist, sich sofort um die Ermilteliwll
der P«sm, dasselbe!' ,ü,d „m Feststellung des Tatbestandes, sowie der Zeugen „ach Möglichkeit
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zu bemühen, und seine Feststellungen der Anstalt oder deni Vertreter wahrheitsgemäß und rück¬
haltlos mitzuteilen.

2. Werde» die Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmernach Abs. 1, Ä, c und 6
zu erfülle,! hat, von diesem vorsätzlich oder grobfnhrlässig verletzt, so ist die Anstalt von der
Eutschädigungsucrpflichtungfrei. Die Verpflichtungbleibt aber iu dem unter a, angegebenen Falle
bestehen,wenn die Anstalt in anderer Weise von dem Eiutritte des Schadenfalls oder dem Vor¬
liegen eines geringfügigen Bruches rechtzeitig Kenntnis erlangt hat.

5 10,

Entschädigung.

1. Die Versicherung soll nicht zu eiucr Bereicherung führen; ihr alleiniger Zweck
ist, den wirklichentstandenen Schaden nach Maßgabe der gewährten Versicherungzu vergüten.

2. Die Anstalt hat die Wahl, die zerbrochenenGegenstände in natura und in gleicher
Qualität zu ersetze», oder den Schaden durch Barzahlung zu vergüten. Die Entschädigung darf
in keinem Falle die Versicherungssummeder zerbruchcucuGegeustäudr übersteige». Sowohl bei
Naturalersatz wie auch bei Barzahlung werden die Bruchstücke Eigentum der Anstalt, Hat die
Anstalt Nar-Entschädignng gewählt und lummt eine Vereinbarung über die Höhe derselbennicht
zustande, so mnß sie Nalural-Ersatz leiste». '

3. Hindernisse, die dem Einsetze» vv» Ersatzscheibe» entgegenstehen, z. V. Schiitzgitter,
Schutzstaugen »nd innere Scha»fe»sterabschlüsse,hat der Versicherungsnehmerauf seine Kosten
beseitigenund wieder anbringen zu lassen, sofern diese Kosten nicht besonders mitversichertsind.
Das gleiche gilt von Gerüste», die zur Ersatzansführuug erforderlich sind. Lehnt der Ver¬
sicherungsnehmerdie ilbcruahme dieser Kosten nb, so m»ß die Anstalt dc» Schaden an den zer¬
brochenen Gegenständen in bar ersetzen,

4. Znr Herstellung einer Notverglasnug oder zur Vergütung der Kosten einer solche» ist
die Anstalt nicht verpflichtet,

5. Die Entschädigung wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer seinen Obliegen¬
heiten »ach 8 9 nachgekommenist und zwar bei Barentschädigung spätestensmit dem Ablauf eines
Monats nach Festsetzungdes Schadens; wählt die Austeilt Naturalersatz, so hat sie diesen ohne
lchuldhnfte Verzögerung auszuführen. Wenn der Anspruch nnf Leistung nicht innerhalb einer Frist
bu» sechs Monaten gerichtlich geltend geniaebt wird, nachdem die Anstalt dem Versicherungs¬
nehmer gegenüber den erhobenen Anspruch unter Angabc der mit dem Ablauf der Frist verbundenen
Rechtsfolge schriftlichabgelehnt hat, so ist die Anstalt von der Verpflichtung znr Leistung frei.

Ncgreßansprüche.

I. Durch Gewährung einer Entschädigunggehen in Höhe derselben alle dem Versicherungs¬
nehmer gegen Dritte zustehenden Rechte auf Schadenersatz nach Maßgabe der gesetzlichen
Vestimmuugcnohne weiteres auf die Anstalt über und sind ihr ans Verlangen schriftlich abzutreten.
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2. Gibt der Versicherungsnehmer seinen Anspruch gegen Dritte oder ein zur Sicherung
des Anspruchs dienendes Recht ans, so wird die Anstalt insoweit von ihrer Ersatzpflichtfrei, als
sie ans dem Anspruch oder dem Rechte hätte Ersatz erlangen können,

5 12,

Rechtsverhältnis nach dem Bchadenfall.

1, Nach geleisteter Entschädigungtreten die Ersatzschcil'en ohne weiteres wieder in die
Versicherung ein, vorausgesetzt, daß der Versicherungsnehmerhierfür einen nach Maßgabe des
bestehenden Vertrags bis zum Ende der laufendenVersichernngsperiodezu bercchucudeuBeitrag
entrichtet. Die Bestinunnng des 8 3 Ziffer 2 findet entsprechendeAnwendung.

2, Nach jedem Schadensfallsind beide Teile berechtigt, den Versicherungsvertrag zn kün¬
digen, wenn entweder die Anstalt die Ersatzpflicht nicht anerkannt oder die Schäden der laufenden
Versichernngsperiode den zweifachen Betrag der für die ganze Versicherung gezahlten Jahresbei¬
träge übersteigen.Die Kündigung hat schriftlichzu erfolgen und ist nur bis zum Ablauf ciues
Monats seit dem Tage der erfolgten Ersatzlcistnngoder der Ablehnung zulässig, Weuu die Anstalt
kündigt, so hat sie eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. Die Anstalt ist ver¬
pflichtet, bei Naturalersatz dem Nersicherungsnehnicrauf Verlangen über die Höhe der Schäden
Anstnnft zu erteilen.

3, Erfolgt eine Kündigung nach einem Schadenfall, für welchen die Anstalt die Ersatz
Pflicht anerkannt hat, so gebühren der Anstalt die ganzen Beiträge für die laufendeVcrsichermigs-
Periode.

4, Wird das Vcrsichcrungsuerhältnis nach einem Schadenfall, für den die Anstalt Ersatz¬
leistung abgelehnt hat, gekündigt, so werden die zeitlich uuuerdicnteu Beiträge zurückgezahlt,

Aeitragsrückgewähr,

In alleu Fälle» vorzeitiger Auflösung des Vcisichernngsvcrhältnisscs— abgesehenvon
Fällen nach tz 12 Absatz 4 — verbleiben die für die laufende Versichernngsperiode gezahltenBei¬
träge der Anstalt.

Waren die Beiträge für mehrere Jahre vorausgezahlt, so siud die Beiträge, welche bei
jährlicher Zahlung bis zum Ende der laufendenVersichernngsperiodezn entrichtengewesenwäre»,
der Anstalt verfalle,!, während der Mehrbetrag zurückerstattetwird.

8 14,

Verläugcruug uud Küudiguug des VersicherungSverhältuisses,

Beim Ablaufe des Versichcruugsscheinsoder des Verlängcrnngsschcins gilt die Versichc
rung jeweilig auf ein Jahr verlängert, wenn nicht von einer Seite spätestens drei Monate
Uor Ablauf eine Kündigung mittelst eingeschriebenen Briefes erfolgte. Seitens des Versicherungs¬
nehmers muß die Kündigung an die Direktion der Anstalt gerichtet werden. Die Anstalt tan»
sich auf den Mangel des eingeschriebenen Briefes nicht bernfen, wenn die Küudiguug schriftlich
rechtzeitigbei der Direktiou eingcgaugeu ist.
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5 15-

Schriftliche Form der Erklärungen des Versicherungsnehmers,

Für alle das Versichcruugsverhältuis betreffenden Erklärungen, Kündigungen und An¬
zeigen des Versicherungsnehmers ist die schriftliche Form erforderlich.

Soweit nicht in den vorstehendenAllgemeine» Vcrsicheruugsbedingungenoder in den
Versicherungsscheine!,"der in den Nachträgen zu VersicherungsscheinenAbweichendesbestimmt
ist. gelten für das Vcrsichernngsverhältnisdie Bestimmungen des Versicheruugsvertragsgcsetzes.

Die Anstalt versichert zu mäßige» festen Beiträge« unter Garantie für prompten
Schadenersatz:

Spiegelscheibenin Schaufenster,,,Spiegel und Trumeaux, Spiegelglas, geätzt, gcfchliffen ?e.,
Schriften und Malereien auf Spiegelglas, Firmenschilder in Geschäfts-und öffentlichenLokalen,
Privatwohnungen ,'c,, sowie andere Glassorte» (außer Huhlglas), auch Nuhglas zu Bedachungen,
"leivcrglasungen gegen Bruchschaden,mag derselbe durch Steiuwurf, Einschlagen,Einbruch, Hagel,
Sturm, ^egenzng, Temperatureinflüsse, Ziehe,, des Nahmens oder Setzen der Häufer, Nuvor-
stchtigteit beim Dekorieren oder Putzen, gewaltsames Offnen oder Schließen von Fenstern und
Turcu sowie Rolläden, Einfahre,, oder Schlägereien fremder Personen hervorgcrnfcu oder durch
Unvorsichtigkeit des Versicherte,,oder sciuer Augestelltensowie Unvorsichtigkeitoder Böswilligkeit
«"derer Personen entstand''» sei»,

Feuer-, Blitz- u»d Explosiousschädcnwerde» ersetzt, soweit dies gesetzlich gestattet und
^ersiche>'„„gdafür besonders beantragt und erteilt ist.

Bei Vorauszahlung der Beiträge auf mehrere Jahre werden folgende Vorteile gewährt:

^ Vci Versicherungenauf 3 Jahre — ein halbes Frci,ahr, bei Versicherungenans 5> Jahre
^ ",, ganzes Freijahr, bei Versicherungen auf ? Jahre ^ ein Frcijahr und I0«/„ Nnbutt, bei
^r»!chenmge>, auf ,s, Jahre ^ z»>ci Freijahrc und 10°/„ Rabatt,

,, "" mehrjährige!, Versichcrnugcu ,»it jährlicher Beitragszahlung werden die Proton-
'""Gebühren vom zweite» Iatzre ab erspart.
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